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ZEITGESPRÄCH

Die zukünftige Nutzung der Kernenergie

Interview m it dem Direktor für Wirtschaft der Kommission der Europäischen Atom­
gemeinschaß, Dr. Hans Michaelis, Brüssel

Die Nutzbarmachung der Kernenergie für friedliche Zwecke gehört zu den großen Aufgaben der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Von den Chancen, die die Zähmung des Atoms dem Men­
schen eröffnet, bestehen allerdings — selbst beim gebildeten Laien — die unterschiedlichsten 
Vorstellungen. Das nachstehende Interview informiert über den gegenwärtigen Stand und die 
Zukunftschancen der Kernenergienutzung in den sechs zur EURATOM gehörenden Ländern.*)

W IR TSC H A FTSD IEN ST : Herr Dr. 
M idiaelis, jeder, der sich einmal 
ewas intensiver mit Fragen der 
Energiepolitik befaßt, wird früher 
oder später an einen Punkt seiner 
Überlegungen kommen, wo die 
Zielproblematik dieses Teilbereichs 
der W irtschaftspolitik deutlich 
wird: Will man dem Ziel der mög­
lichst sicheren Energie den V or­
rang vor dem Ziel der möglichst 
billigen Versorgung geben oder 
umgekehrt? In einigen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaften
— so ist zumindest der Eindruck 
unvoreingenommener Beobachter 
—• ist in der Vergangenheit der 
Grundsatz der möglichst billigen 
V ersorgung mit Energie zugunsten 
des Grundsatzes der möglichst 
sicheren Energieversorgung ge­
opfert worden. In einiger V erein­
fachung kann m an auch sagen, daß
— da sichere Energie zumeist auch 
mit älteren Energiearten identisch 
ist — auf diese W eise die Möglich­
keiten, die uns die Erschließung 
des technischen Fortschritts ge­
bracht hat, nicht voll genutzt wur­
den. W ie sehen Sie von der EUR­
ATOM-Kommission, die ja  nicht zu­
letzt dafür da ist, auf die Durch­
setzung der technisch fortschritt­
lichsten und damit in der Regel 
auch billigsten Lösung zu achten, 
das Problem der Energieversor­
gung?

M ICH A ELIS ; Im Rahmen der Euro­
päischen Gemeinschaften haben 
wir uns natürlich schon lange die 
Frage vorgelegt, welches die ver­
nünftigste energiepolitische Kon­
zeption ist. Es gibt in der Tat zwei 
hervorragende Zielsetzungen. Das 
sind — wie Sie selbst sagen — 
die Zielsetzung einer möglichst 
billigen Energieversorgung und 
die Zielsetzung einer möglichst 
sicheren Energieversorgung. Sie 
finden sich beide in dem Memoran­
dum der Europäischen Gemein­
schaften über die Energiepolitik 
vom 25.6. 1962 und in dem am 
21.4. 1964 vom M inisterrat der Ge­
meinschaften verabschiedeten Pro­

tokoll über Bnergiefragen. Proble­
matisch ist nur, welchen Rang jede 
dieser beiden Zielsetzungen haben 
soll. Es ist aber auch notwendig, 
über einige andere energiepoli­
tische Zielsetzungen zu sprechen, 
die eine allerdings geringere Be­
deutung haben. Zunächst: Die Sub­
stitutionen im Energiebereich müs­
sen progressiv, oder anders ausge­
drückt, evolutionär erfolgen, d. h. 
brüske Umstellungen, die w irt­
schaftliche und soziale Spannungen 
mit sich bringen, sind zu verm ei­
den. Sodann: Die Entwicklung der 
Energiepolitik und der Energie­
wirtschaft muß abgestimmt sein 
mit der allgemeinen W irtschafts­

*) Z u r n ä h e re n  In fo rm a tio n  ü b e r  d ie  F ra ­
g e n  d e r  K e rn e n e rg ie n u tz u n g  in  E u ro p a  
v g l. d e n  E U R A T O M -S onderte il d e r  Z e it­
sch rif t „E u ro p a“, H . 5, 1965. D e r A b druck  
d e r  au f d en  fo lg e n d en  S e ite n  e n th a lte n e n  
T a b e lle n  e rfo lg te  m it f r e u n d l id ie r  G e n e h ­
m ig u n g  d e r  „ E u ro p a" 'R e d ak tio n .
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politik und der Entwicklung der 
W irtsdiaft als Ganzem. Schließlich: 
Die nur beschränkt zur Verfügung 
stehenden und zu w irtsdiaftlidien 
Bedingungen abbaubaren Vorräte 
an fossilen Brennstoffen müssen 
auf eine möglichst lange Zeit ge- 
stredct werden, damit auch spätere 
Generationen aus ihnen Nutzen 
ziehen können. Diese Zielsetzung 
spielt in der Energiepolitik der 
Vereinigten Staaten eine entsdiei­
dende Rolle.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : W eldier 
dieser verschiedenen Zielsetzun­
gen fühlt sich die EURATOM-Kom­
mission verpflichtet?

M IC H A ELIS : W as die Atomener­
gie betrifft, so haben wir zunächst 
eine Phase durdilaufen, in der die 
Zielsetzung einer möglichst siche­
ren Versorgung im Vordergrund 
stand. Das berühmte Gutachten der 
„drei W eisen“, der H erren Armand, 
Etzel und Giordani, das die Grund­
lage der Gründung der Europäi­
schen Atomgemeinscfaaft im Jahre 
1957 war, gipfelte in der These, 
daß aus Gründen der S i c h e r ­
h e i t  d e r  E n e r g i e v e r s o r ­
g u n g  der Ausbau der Atomener­
gie geboten sei. Inzwischen (insbe­
sondere deswegen, weil wir um 
1957/58 aus der Energiemangellage 
in der W elt zu einer Energieüber- 
flußlage gekommen sind) messen 
w ir dieser Zielsetzung nidit mehr 
dieselbe Bedeutung bei.

Gegenwärtig steht die Zielset­
zung einer b i l l i g e n  E n e r ­
g i e v e r s o r g u n g  im V order­
grund. Die Entwicklung der Atom­

energie ist aber auch mit der Ziel­
setzung einer möglichst sicheren 
Energieversorgung zu rechtferti­
gen. Gegenwärtig stammt allein 
etwa die Hälfte der in unseren 
sechs Ländern benötigten Primär­
energie aus Einfuhren. Dieser An­
teil wird in Zukunft w eitersteigen. 
Die Entwicklung der Atomenergie 
wird zwar nicht ermöglichen, den 
Einfuhranteil auf 50 Vo zu stabili­
sieren, aber doch einen Beitrag zur 
Sicherheit der Energieversorgung 
leisten.

W IRTSC H A FTSD IEN ST : Die Ab­
hängigkeit der Energieversorgung 
vom Ausland bezieht sich ja  in 
erster Linie auf die Olimporte. Da 
gibt es eine recht interessante 
These von H errn Professor W essels 
aus Köln, der kürzlich im WIRT­
SCHAFTSDIENST die Auffassung 
vertreten hat, die Sicherheit der 
Energieversorgung könne niemals 
durch Nutzung einheimischer Quel­
len garantiert werden. Es werde 
im Gegenteil stets ein Großteil der 
in Europa benötigten Energie im­
portiert werden müssen. Und um 
hier eine Sicherheit herbeizufüh­
ren, müsse man auf die Mittel der 
Außenpolitik zurückgreifen. Es 
komme also darauf an, daß man 
Verträge mit möglichst vielen 
Staaten schließt und auf diese 
Weise die Einfuhren so streut, daß 
politische Krisen im Nahen Osten 
oder sonstwo keine Lücke in der 
Energieversorgung entstehen las­
sen können.

M ICH A ELIS : Herr Professor W es­
sels hat durchaus recht. Beim ge­
genwärtigen Entwicklungsstand der

DURCHSCHNITTLICHER JÄHRLICHER ZUW ACHS DES PRIMÄR- 
ENERGIEVERBRAUCHS, DES BRUTTOSOZIALPRODUKTS, DER IN­
DUSTRIEPRODUKTION SO W IE DER ZAHL DER ERWERBSPERSONEN  
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND UND DER EUROPÄI­
SCHEN GEM EINSCHAFT 1950-1970 (in •/»)

Kenngrößen

1950-1960 1960-1970
(geschätzt)

BRD Gemein-
sdiafl BRD Gemein­

schaft

Primärenergieverbrauch 4,8 4,75 3,2 4,3
Bruttosozialprodukt 7,4 5,5 4,2 4,7
Industrieproduktion 9,1 7,5 5.3 6,1
Erwerbspersonen 1,5 4,8 0,3 0,6

europäischen Volkswirtschaften 
kann man für die Energie keine 
Autarkie anstreben. W as kann da­
her geschehen, um bei steigender 
Einfuhrabhängigkeit ein gewisses 
Maß an Sicherheit in der Energie­
versorgung zu erhalten? Folgende 
W ege bieten sich an: eine Streu­
ung der Einfuhren sowohl in  geo­
graphischer Hinsicht als auch nach 
Energiearten, eine systematische 
V orratshaltung (die EWG-Kommis­
sion hat dem M inisterrat eine 
Richtlinie vorgeschlagen, die für 
ö l  zu einer Lagerhaltung für 65 
Tage Bedarf verpflichtet) und 
schließlich Beihilfen und Schutz­
maßnahmen für die eigene Pro­
duktion, soweit andere M ittel und 
W ege nicht genügen, um eine hin­
reichende Sicherheit der Energie­
versorgung zu gewährleisten.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : Weldiem 
dieser drei von Ihnen genannten 
W ege würden Sie den Vorzug 
geben?

M IC H A ELIS : Die Streuung der 
Einfuhren nach Arten und Her- 
künften ist meines Erachtens das 
wichtigste Mittel. Die gegenwär­
tige Situation ist bedenklich. Im 
laufenden Jahr werden rund 48 Vo 
unseres gesamten Primär-Energie- 
bedarfs durch Rohöleinfuhren ge­
deckt. Nach Absetzung des Aus­
fuhrüberschusses bei Raffinerie­
erzeugnissen ergibt sich für das 
eingeführte ö l  immer noch ein 
N ettobeitrag zur Prim ärenergiever­
sorgung von rund 43 Vo. Dieses ö l 
stammt zu etwa neun Zehnteln — 
das entspricht etwa 39 Vo des Pri­
märenergiebedarfs — aus Ländern 
des M ittleren Ostens, Algerien und 
Libyen. Dies ist eine sehr einsei­
tige Orientierung. Schon aus die­
sem Grunde ist eine systematische 
Entwicklung der Atomenergie von 
energiepolitischem Interesse.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : Worin
liegt in diesem Zusammenhang der 
besondere Vorteil der Kernener­
gie? Soweit wir wissen, muß der 
Rohstoff auch importiert werden.

M ICH A ELIS : Zunächst: Die. Kern­
brennstoffe — insbesondere Uran 
— werden aus anderen Ländern 
eingeführt als ö l, nämlich aus Ka-
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nada, den USA, z. T. auch aus Süd­
afrika und Australien. Die politi­
sche Sicherheit dieser Länder ist 
zvieifellos höher zu w erten als die­
jenige der Mittelost-Länder. So­
dann: Der A nteil der Brennstoft- 
kosten an den Energieerzeugungs­
kosten ist bei der Kernenergie 
sehr niedrig. Er liegt bei 10 “/o und 
darunter im Vergleich zu einem 
Kostenanteil für ö l  von 60 "/» bei 
Ö lkraftwerken. Schließlich: Die
Brennstoffmengen sind bei Kern­
kraftw erken sehr gering. Daher 
haben alle Probleme des Trans­
portes und der V orratshaltung nur 
eine vergleichsweise geringe Be­
deutung. So kostet die Bevorra­
tung eines Kernkraftwerkes auf 
ein Jah r weniger als ein Drittel 
der Bevorratung eines Kohle- oder 
Ö lkraftw erks auf dieselbe Zeit.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : H e rr D r.
Michaelis, können Sie uns an die­
ser Stelle unseres Gesprächs einen 
Überblick über den gegenwärtigen 
Stand der Nutzung der Kernener­
gie in der Gemeinschaft geben? 
Zur Zeit spielt die Kernenergie an 
der Energieversorgung offensiciit- 
lich eine sehr geringe Rolle. Und 
offensichtlich arbeiten die instal­
lierten Kernkraftwerke noch zu 
höheren Kosten als vergleichbare 
Kraftwerke, die auf Kohle- oder 
Ölbasis betrieben werden.

M IC H A ELIS : Andere Nutzungen, 
wie die Direktanwendung auf che­
mische und metallurgische Prozesse, 
liegen noch in zu w eiter Ferne und 
spielen bei ökonomischen Überle­
gungen heute daher noch kaum 
eine Rolle. Der nukleare Schiffs­
antrieb, die Verwendung für die 
W ärm eerzeugung und die Meer- 
wasser-Entsalzung wie auch die 
Isotopen-Anwendungen werden zu­
nächst nur eine geringe wirtschaft­
liche Bedeutung haben. Nur noch 
die V erwendung von radioaktiven 
Isotopen ist von beachtlicherem 
wirtschaftlichen Interesse.

W as die Nutzung der Kernener­
gie für die , Elektrizitätserzeugung 
betrifft, so ist die gegenwärtige 
Lage die folgende: Zur Zeit wird 
etwa 1 “/o der in den sechs Ländern 
der Gemeinschaft verbrauchten 
Elektrizität aus Kernenergie er­
zeugt, das ist noch sehr wenig.

Demgegenüber liefern Steinkohle 
und Braunkohle beispielsweise in 
Deutschland 85 Vo der gesamten 
verbrauchten Strommenge. In un­
seren sechs Ländern haben wir 
eine Kernenergiekapazität von 1000 
M egawatt elektrische Leistung in 
Betrieb, etwa 2000 M egawatt sind 
im Bau, zusammen also 3000 Mega­
watt. W eitere 1200 M egawatt ste­
hen vor der Bauentscheidung. Das 
macht zusammen 4200 Megawatt. 
W enn Sie wollen, können Sie dazu 
noch 2000 Megawatt Leistung an 
Projekten rechnen, für die der Ter­
min einer Entscheidung zunächst 
noch nicht abzusehen ist. Insge­
samt ergibt dies etwa 6000 Mega­
watt.

W IRTSCH AFTSD IEN ST: Dem steht 
eine zur Zeit installierte Gesamt- 
Engpaßleistung in der Gemein­
schaft von rund 90 000 Megawatt 
gegenüber.

M IC H A ELIS: Das ist richtig. Die 
zur Zeit betriebenen Kernkraft­
werke erzeugen Strom, der noch 
teurer zu stehen kommt als der 
Strom, den Kohle- oder Ö lkraft­
werke erzeugen können. Aber hier 
gerade vollzieht sich der entschei­
dende Wandel.

W ir haben im Rahmen unserer 
Untersuchungen (übrigens im vol­
len Einvernehmen mit den Atom­
energieverwaltungen, den Elektri­
zitätserzeugern und der Reaktor­
bauindustrie) festgestellt, daß 
Kernkraftwerke neuester Konzep­
tion, mit deren Bau gegenwärtig 
begonnen wird oder werden kann 
und die nach vier bis fünf Jahren 
— also um 1970 — betriebsbereit 
sein werden, Strom zu den glei­
chen Kosten erzeugen können wie 
Kohle- oder Ölkraftwerke, die 
ihren Brennstoff zu einem Preise 
von etwa 50 DM je Tonne franko 
Kraftwerk beziehen.

W l RTSCHAFTSD IEN ST : Das wären 
also pro erzeugte Kilowattstunde 
weniger als 3 Pfennige?

M IC H A ELIS: Richtig. Bei 6000 bis 
7000 Jahresbenutzuingsstunden er­
geben sich zwischen 2,5 und 2,8 
Pfennige für die Kilowattstunde. 
Dazu ist festzustellen; Gegenwärtig 
kostet die in den Revieren unserer

Länder geförderte, zur Verteuerung 
in Kraftwerken geeignete, Kohle 
je  Tonne mindestens 60 DM ab 
Zeche, die Ruhrkohle etwa 66 DM. 
Die Heizkohle, die wir aus den 
Vereinigten Staaten einführen, 
kostet gegenwärtig um 55 DM je 
Tonne cif europäische Häfen. 
Schweres Heizöl kostet je  Tonne 
zwischen 70 und 80 DM ab Raffi­
nerie; umgerechnet auf Tonnen 
Steinkohleäquivalent ergibt sich 
daraus ein Preis zwischen 47 und 
56 DM. Dem ist, wie ich schon 
ausführte, entgegenzuhalten, daß 
Kernkraftwerke in der Lage sind, 
elektrischen Strom zu gleichen 
Kosten zu erzeugen wie W ärme­
kraftwerke, die ihren Brennstoff zu

ZUSAM MENSETZUNG DER ENER­
G IEVERSO RGU N G  IN DER EURO­
PÄISCHEN GEM EINSCHAFT 1965

Energiearten
Steinkohle- 
äquivalent 
(Mill. t)

Eigenerzeugung:
Steinkohle 219,2 33,6
Braunkohle 35,7 5,5
Rohöl 23,2 3,6
Erdgas 22,9 3,5
Primärelektrizitat 43,3 6,7

344,3 52,9*)
Netto-Einfuhren:

Steinkohle, Braun­
kohle, Koks 27,5 4,2
Rohöl 310,9 47,8

davon allein aus
dem Mittleren
Osten, Algerien
und Libyen |[-275) (~43)

Raffinerieerzeug­
nisse (Ausfuhr­
überschuß) — 34,6 — 5,3

G as, Elektrizität 2,7 0,4
306,1 47,1»)

Insgesamt 650,4 100,0

*) Abweichungen gegenüber dem _ Bericht 
Ober d ie  Konjunktur au f dem Energiesektor 
(dort w ird  der Einfuhrüberschuß mit Ober 
50 •/• angegeben) beruhen insbesondere auf 
unterschiedlicher Berücksichtigung der nicht 
energetischen Erzeugnisse.

einem Preise von 50 DM je  Tonne 
Steinkohleäquivalent franko Kraft­
werk beziehen. In dieser Optik 
sind Kernkraftwerke somit w ettbe­
werbsfähig gegenüber herkömm­
lichen W ärmekraftwerken.
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PRIM»RENERGIEEINSATZ FÜR 
DIE STROM ERZEUGUNG NACH  
ENERGIEARTEN IN DER BUN­
DESREPUBLIK DEUTSCHLAND  
UND DER GEM EINSCHAFT 1965 
(IN »/.)

Energiearten BRD Gemein­
sdiaft

Vollwertige
Steinkohle 35,5 26,9
Ballastkohle 18,6 14,6
Braunkohle 28,8 13,0
Hochofengas
und Erdgas 3,5 5,8
Heizöl 4,2 11,2
ErdwSrme *) —  0,7
W asserkraft *) 9,3 27,0
Atomenergie *) 0,1 0,8

Insgesamt 100,0 100,0

*) Um geredinet nach dem Schlüssel 400 g 
Steinkohle =  1 kWh (Kilowattstunde).

W IR T SC H A FT SD IE N ST : Stimmt es. 
daß die Stromkosten von Kern­
kraftw erken in den USA nodi nied­
riger sind?

M IC H A ELIS : Ja, denn unserem 
Äquivalenzpreis von 50 DM ist 
der Äquivalenzpreis gegenüberzu- 
stellen, den die amerikanisdie 
Elektrizitätswirtsdiaft für die in- 
zwisdien im Bau begonnenen 
Kraftwerke „Oyster Creek“ in New 
Jersey  und „Dresden II" in Illinois 
errechnet hat. Diese Kraftwerke 
werden in der Lage sein, Strom zu 
gleidien Kosten zu erzeugen wie 
W ärmekraftwerke, die ihren Brenn­
stoff zu einem Preis von nur 25 
bis 30 DM je  Tonne Kohleäqui­
valent beziehen. Sie mögen daraus 
ersehen, daß unsere Aussagen 
äußerst vorsiditig sind.

Id i muß aber darauf aufmerk­
sam madien, daß die Kernenergie 
für die Stromerzeugung nidit 
sdiledithin wettbewerbsfähig ist. 
Zwei Einsdiränkungen gelten: 
Kernkraftwerke sind nur in der 
Lage, Strom zu so günstigen Ko­
sten zu erzeugen, wenn es sidi um 
Einheiten von wenigstens 500 MW 
handelt; sodann: Kernkraftwerke 
werden wegen ihrer niedrigen va­
riablen Kosten vorläufig in der 
Grundlast, d. h. mit Jahresbenut­
zungszeiten zwisdien 6000 und 7000 
Stunden eingesetzt werden. Die

These der W ettbewerbsfähigkeit 
gilt für diesen Einsatzbereidi.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : Sie sagen 
„vorläufig". Langfristig gesehen, 
dürfte dies aber anders aussehen. 
Und gerade unter langfristigem 
Aspekt ist es vermutlidi erforder- 
lidi, daß man mit den heute ge­
bauten Kraftwerken seine Erfah­
rungen sammelt. W enn sie heute 
nodi nidit wettbewerbsfähig sind, 
so liegt der Sinn des Reaktorbaus 
und -betriebs heute offensiditlidi 
in der W egbereitung eines ratio­
nelleren Einsatzes der Kernenergie 
in der Zukunft?

M IC H A ELIS : Zweifellos. Der EUR­
ATOM-Kommission ist nidit nur 
die Aufgabe gestellt, die Energie- 
wirtsdiaft — hier insbesondere die 
Elektrizitätswirtsdiaft — auf den 
Betrieb von Kernkraftwerken vor­
zubereiten, sie soll vor allem audi 
die Industrie zum Bau von Kern­
kraftwerken anregen. W ährend
der ersten Phase unserer Tätigkeit 
war es nodi nidit möglidi, w ettbe­
werbsfähige Kernkraftwerke zu
bauen. Dank der vereinten An­
strengungen der Industrie, der
Elektrizitätswirtsdiaft und der 
Kernenergieverwaltungen der sedis 
Länder ist diese Phase nunmehr 
abgesdilossen.

Die Länder unserer Gemeinsdiaft 
fördern den Bau von Kernkraft­
werken mit versdiiedenen Mitteln: 
finanzielle Zusdiüsse, Absdirei- 
bungserleiditerungen, Kreditver­
billigungen und zusätzlidie Garan­
tien zu denjenigen, die bereits von 
den Herstellerfirmen gegeben wer­
den. Die EURATOM-Kommission 
hat insbesondere durdi das sog.

Leistungsreaktorbauprogramm den 
Bau von Kernkraftwerken geför­
dert, vor allem Bauentsdieidungen 
überhaupt erst ermöglidit. Im Rah­
men dieses Programms wurden 
finanzielle Zusdiüsse von insge­
samt 128 Millionen DM gegeben. 
Zu den Begünstigten gehört audi 
das gemeinsam von RWE und 
Bayernwerk erriditete Kernkraft­
werk Gundremmingen an der obe­
ren Donau.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : W ie se­
hen Sie das Problem der Unter­
haltung von Kernenergiekraftwer­
ken? Es wird ja  sidierlidi nidit 
möglidi sein, daß jede kleine Stadt 
sidi ein Kernkraftwerk hinstellt. 
W ie steht es mit dem Problem der 
Zusammenarbeit in der Kernener- 
giewirtsdiaft?

M IC H A ELIS: Dieses Problem be­
sdiäftigt uns sehr. Dabei ist zu be­
denken, daß die Struktur der Elek­
trizitätsw irtsdiaft von Land zu 
Land versdiieden ist. Frankreidi 
und neuerdings audi Italien haben 
ihre Elektrizitätsw irtsdiaft ver- 
staatlid it und dabei ein zentral ge­
steuertes Versorgungsnetz gesdiaf- 
fen. Der Bau von Kernkraftwerken 
vollzieht sidi dort im Rahmen 
eines Gesamtplans. Das Programm 
der EDF für den Bau von jährlidi 
500 MW K ernenergiekapazität des 
Typs Graphit-Gas ist dafür typisdi. 
In Deutsdiland und in Belgien 
wird die Stromerzeugung nadi wie 
vor auf privatw irtsdiaftlidier 
Grundlage betrieben. Allein große 
Unternehmen — wie zum Beispiel 
das RWE — sind oder wären in 
der Lage, Kernkraftwerke ohne 
fremde Hilfe zu bauen. Die große 
Zahl der mittleren und insbeson­
dere der kleineren Unternehmen

VORAUSSICHTLICHE ENTW ICKLUNG DES BRUTTOSTROMVER­
BRAUCHS IN DER GEM EINSCHAFT 1960 BIS 1975 (MRD. KWH)

Land 1960 1964 1965 1970 1975

Bundesrepublik Deutschland 120,6 164,1 173,5 234 316
Belgien 15,2 20,8 22,5 27 36
Frankreich 74,8 99,2 107,0 155 218
Italien 56,1 76,8 86,8 119 166
Luxemburg 1,6 2,2 2,6 4,4 4,9
Niederlande 16,5 22,8 24,5 34 49

Gemeinsdiaft 285 386 417 574 789
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verfügt aber weder über ein hin­
reichend großes Netz noch über 
die finanziellen Mittel, um Kern­
kraftw erke allein zu errichten und 
zu betreiben.

W IR T SC H A FT SD IE N ST : Würden 
Sie hieraus die Forderung ablei­
ten, daß man beispielsweise in 
Deutsdiland ebenfalls zu einer Na­
tionalisierung kommen sollte?

M IC H A E LIS ; Das liegt mir fern. 
Die Nationalisierung der Elektrizi­
tätsw irtsdiaft ist ¡nidit der in 
Deutsdiland politisdi gebotene 
W eg. Die deutsdie Elektrizitäts­
w irtsdiaft muß sidi aber, wenn sie 
mit der Entwicklung mitkommen 
und zu den gebotenen niedrigen 
Strompreisen gelangen will, ent- 
sdiließen, die notwendigen Vor­
aussetzungen für den Bau von 
Kernkraftwerken zu sdiaffen. Das 
bedeutet für die m ittleren und 
kleineren Unternehmen; Zusam­
m enarbeit beim Bau und Betrieb 
von Kernkraftwerken.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Was w ür­
de das in der Praxis bedeuten?

M IC H A E LIS : Es müssen gemein­
same Kernkraftwerke erriditet 
werden, wie dies beispielsweise 
zur Zeit in Obrigheim am Nedcar 
gesdiieht. Dieses Kernkraftwerk 
von 280 MW e wird von elf baden- 
württem bergisdien Elektrizitäts­
unternehm en gebaut und später 
betrieben werden.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Hat die 
bislang bestehende Zersplitterung 
in der deutsdien Elektrizitätsw irt­
sdiaft etwas damit zu tun, daß der 
deutsdie Anteil an der in der Ge­
m einsdiaft installierten und im 
Bau befindlichen Kernkraftwerks­
leistung nur 25 “/o beträgt, Frank­

reich dagegen einen Anteil von 
einen niedrigeren Energieverbrauch 
50 o/o aufweist, und Italien, das 
hat als die Bundesrepublik, immer­
hin schon auf 20 “/» gekommen ist?

M IC H A ELIS: Das ist sicherlich 
nicht der Fall. Die Tatsache, daß 
Frankreich über etwa 50 “/» der in 
Betrieb und im Bau befindlichen 
Kernenergieleistung der Gemein­
schaft verfügt, ist auf den Umstand 
zurückzuführen, daß das dortige 
hoch dotierte und umfangreiche 
Programm zur militärischen N ut­
zung der Kernenergie die techni­
schen und personellen Grundlagen 
für die Kernenergieentwicklung 
geliefert hat und daß das zivile 
Kernenergieprogramm in beachtli­
chem Maße aus öffentlichen Mit­
teln gefördert wird. Im Rahmen 
des französischen Planes werden 
in Chinon an der Loire zur Zeit 
drei Leistungskraftwerke mit zu­
sammen etwa 500 MW gebaut, drei 
weitere Leistungskraftwerke mit 
jeweils 500 MW sind im Bau oder 
stehen vor der Bauentscheidung.

W IR TSC H A FTSD IEN ST: Daß in
Frankreich der Krieg V ater der 
friedlichen Kernenergienutzung ge­
wesen ist, wird Sie doch hoffent­
lich nicht zu der Forderung hin- 
reißen lassen, daß man auch in 
Deutschland zu einer militärischen 
Nutzung der Kernenergie kommen 
soll?

M IC H A E LIS : Um Gottes willen, 
nein! EURATOM ist eine aus­
schließlich friedliche Aufgabe zuge­
wiesen. Die militärische Anwen­
dung der Kernenergie geht uns 
nichts an, w ir wollen mit ihr auch 
nichts zu tun haben.

W IR T SC H A FTSD IEN ST: Sie sag­
ten vorhin, daß in der Gemein­
schaft etwa 3000 MW Kernkraft-

Leistung in Betrieb und im Bau 
befindlich sind und daß weitere 
1200 MW vor der Bauentscheidung 
stehen bzw. schon fest geplant 
sind. Haben Sie sidi schon die 
Frage vorgelegt, wie die Entwick­
lung weitergehen wird?

M IC H A E LIS : Diese Frage haben 
wir uns aus zwei Gründen gestellt. 
W ir müssen zunächst wissen, wel­
chen Platz die Kernenergie im Rah­
men der Gesamtenergieversorgung 
einnehmen wird, d. h. beispiels­
weise, welche wirtschaftlichen Fol­
gerungen für die heimische Kohle­
förderung sich aus der Nutzung 
der Kernenergie ergeben; sodann 
müssen wir die Industrie auf ihre 
Aufgabe vorbereiten. Zur Klärung 
dieser Frage haben w ir im April 
dieses Jahres in Venedig mit V er­
tretern  der K ernenergieverw altun­
gen der M itgliedstaaten, der Elek­
trizitätswirtschaft und der Reaktor­
bauindustrie eine Aussprache ab­
gehalten. Bei diesem „Symposium" 
wurde die Frage erörtert, w eldie 
Aussichten die Kernenergieerzeu­
gung haben wird, und zwar sowohl 
was den Umfang als auch was die 
vorwiegend einzusetzenden Reak­
tortypen betrifft. Nach dem Ergeb­
nis dieser Aussprache ist festge­
stellt worden, daß die installierte 
nukleare Leistung im Jahre 1980 
wenigstens 40 000 MW betragen 
wird. Die Kernstromerzeugung zu 
diesem Zeitpunkt wird etwa zwei 
Drittel der gegenwärtigen Gesamt­
stromerzeugung ausmachen. So­
dann wurde festgestellt, daß am 
Ende dieses Jahrhunderts die 
Kernkraftwerke etwa die Hälfte 
der Gesamtstromerzeugungskapazi­
tät stellen werden. Die Stromerzeu­
gung der Kernkraftwerke wird zu 
diesem Zeitpunkt etwa zwei Drit­
tel der Gesamtstromerzeugung aus­
machen.

VEREINSBANK  IN HAM BURG
ÄLTESTE HAMBURGER G IR O B A N K

Z E N T R A L E :  H A M B Ü R G  1 1 ,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 6 1  0 6 1  
37  F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  G R O  S S • H A M B U R C ,  C D X H A V E N  U N D  K I E L
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W IR T SC H A FT SD IE N ST : W oran
liegt die Differenz zwisdien 50 
und 60«/»?

M IC H A ELIS: Das liegt daran, daß 
die durdisdinittlidie Jahresbenut­
zungszeit der Kernkraftwerke hö­
her sein wird als die der übrigen 
Kraftwerke.

Diese A ussiditen für die Kern­
energieerzeugung sind in dem von 
der EURATOM-Kommission nun­
mehr fertiggestellten sog. „hinwei­
senden Programm“ niedergelegt. 
Dieses Programm ist nadi Artikel 
40 unseres V ertrages inzwisdien 
dem für die Gemeinsdiaft gesdiaf- 
fenen W irtsdiafts- und Sozialaus- 
sdiuß — der Berufsvertretung der 
Arbeitgeber und -nehmer und der 
übrigen Gruppen — zur Stellung­
nahme zugeleitet worden. W ir hof­
fen, daß das Programm Ende dieses 
Jahres offiziell bekanntgegeben 
werden kann.

W IR T SC H A FT SD IE N ST : Is t  Ih r
„hinweisendes Programm" nidit 
audi auf Kritik gestoßen?

M IC H A E LIS : Sidierlidi ist an un­
serem Programm Kritik geübt wor­
den. Aber diese Kritik w ar für uns 
durdiaus ermutigend. Es wurde 
uns näm lidi nur vorgeworfen, wir 
seien bei der Festlegung unserer 
Ziele zu vorsiditig gewesen.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : W er hat
die Kritik hervorgebradit?

M IC H A ELIS: Die erwähnten kri­
tisdien Bemerkungen wurden so­
wohl von der Elektrizitätswirt­
sdiaft wie audi von den V ertretern 
der beiden anderen Europäisdien 
Exekutiven, näm lidi der Hohen 
Behörde der Europäisdien Gemein­
sdiaft für Kohle und Stahl und der 
Kommission der Europäisdien W irt­
sdiaftsgem einsdiaft, vorgetragen.

W IR T SC H A FT SD IE N ST : Is t  d a s
nidit red it erstaunlidi? In Deutsdi­
land hat man immer den Eindrude, 
als ob, zumindest bei uns in der 
Bundesrepublik, eine konservie­
rende Energiepolitik betrieben 
wird, und daß die traditionellen 
Energieträger an soldien Zukunfts­
perspektiven immer ein gewisses 
Unbehagen haben.

M IC H A ELIS: Idi glaube, hier be­
steht ein Mißverständnis. W ir ha­
ben nämlidi festgestellt: W ie sidi 
audi immer die Kernenergie w äh­
rend der nädisten Jahre und Jah r­
zehnte entwidceln wird, die Elek­
trizitätsw irtsdiaft w ird ihren V er­
braudi an fossilen Brennstoffen 
innerhalb der nädisten 15 Jahre 
verdoppeln und innerhalb der dar­
auffolgenden 15 Jahre nodimals 
verdoppeln, bis zur Jahrhundert­
wende also vervierfadien. Eine 
audi nodi so günstige Entwidclung 
der Kernenergie wird die Möglidi- 
keiten des Einsatzes fossiler Brenn­
stoffe zur Stromerzeugung nur 
wenig mindern. W ieviel Steinkohle 
in der Elektrizitätswirtsdiaft ver­
wendet wird, ist vorwiegend eine 
Frage des W ettbewerbs zwisdien 
Kohle und Heizöl.

In der Anfangsphase wird sidi 
demgegenüber die Kernenergielei­
stung jeweils binnen 3 bis 4 Jah ­
ren verdoppeln.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : Könnten 
Sie uns audi einige tedinisdie De­
tails angeben? Steht sdion fest, für 
w eldie A rt der Kernenergiegewin­
nung man sidi entsdieiden wird?

M IC H A ELIS : D iezahlreidienReak­
torkonzepte untersdieiden sidi 
nadi der Art der genutzten Neu­
tronen, nadi dem Moderator, nach 
dem Kühlmittel und anderen ted i­
nisdien Merkmalen. Zwei Reaktor­
reihen sind inzwisdien so weit ent- 
widcelt worden, daß wir sie als er­
probte Konzepte bezeidinen. Das 
sind die in Großbritannien und in 
Frankreidi entwidcelten Graphit- 
Gas-Reaktoren, die N atururan als 
Brennstoff verwenden, mit Graphit 
moderiert und Kohlendioxyd-Gas 
gekühlt werden; und das sind die 
in den Vereinigten Staaten ent­
widcelten, von der Industrie unse­
rer Länder aber weitgehend aufge­
nommenen Leichtwasser-Reaktoren, 
die mit angereichertem Uran be­
trieben werden und die als Mode­
rator und als Kühlmittel gewöhn­
liches W asser — zum Unterschied 
von „schwerem" W asser — ver­
wenden.

M it der Entwicklung dieser Reak­
toren ist die Industrie schneller 
vorangekommen, als w ir noch vor

einigen Jahren erwarteten. Die In­
dustrie ist heute weitgehend in der 
Lage und auch bereit, diese Typen 
zu Festpreisen anzubieten und zu­
gleich Garantien für eine nicht zu 
überschreitende Dauer der Bauzeit, 
die Stromverfügbarkeit, die Höhe 
des Abbrandes und andere für den 
wirtschaftlidien Betrieb des Reak­
tors wichtige Daten zu geben.

Die Reaktoren erprobten Typs 
stehen aber erst am Anfang der 
Reaktorentwidclung. Sie nutzen die 
Spaltenergie des Urans nur zu etwa 
1 “/ft aus. Das ist gemessen an dem, 
was erreicht werden kann, nur 
wenig. Aus diesem Grunde sind 
alle industriellen Bemühungen dar­
auf gerichtet, zu Reaktoren zu ge­
langen, die eine günstigere Strom­
ausbeute und damit auch günsti­
gere Kosten haben werden.

Folgende Bestrebungen sind un­
ter dieser Zielsetzung von Inter­
esse:
□  eine Verbesserung der Neutro­
nenökonomie mit dem Ziele einer 
günstigeren Ausnutzung der Spalt­
energie des Urans,

□  eine Erhöhung der Tem peratu­
ren zur Verbesserung des therm i­
schen W irkungsgrades,

□  die Möglichkeit, an Stelle oder 
neben dem Uran auch Thorium als 
Brennstoff zu verwenden.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : W eldier 
Typ unter den verschiedenen in 
der W elt entwickelten sog. fortge­
schrittenen Konvertern ist derjeni­
ge, der den größten Erfolg ver­
spricht?

M IC H A ELIS: W ir haben im Rah­
men unseres sog. hinweisenden 
Programms insgesamt sieben Ty­
pen von fortgeschrittenen Konver­
tern untersucht: Schwerwasser-mo- 
derierte Reaktoren, fortgeschritte­
ne Gas-Reaktoren, Hoditempera- 
tur-Reaktoren, Natrium-Graphit- 
Reaktoren, Brutmantel-Reaktoren, 
Reaktoren mit veränderlicher Mo- 
derierung und schließlich Leicht­
wasser-Reaktoren mit nuklearer 
Überhitzung. Die Zahl der mögli­
cherweise geeigneten Reaktorkon­
zepte ist also recht groß. W ir müs­
sen bestrebt sein, die Entwicklun­
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gen auf wenige erfolgverspre- 
diende Konzepte zu besdiränken, 
denn jede Entwidclung kostet Geld, 
das nur dann wieder eingebracht 
werden kann, wenn schließlich 
auch eine hinreichend große An­
zahl von Reaktoren dieses Typs 
gebaut wird.

W IR T SC H A FT SD IE N ST : Die Tat­
sache, daß man aber trotzdem die 
Entwicklung dieser Reaktoren vor­
antreibt, scheint darauf hinzudeu­
ten, daß man den „todsicheren", 
d. h. also den ökonomischsten 
Reaktor, noch nicht meint gefun­
den zu haben.

M IC H A E LIS : Das ist verständlich. 
Die heute vorwiegend gebauten 
Reaktoren erprobten Typs sind 
zweifellos gegenüber Kraftwerken 
herkömmlicher Bauart schon w ett­
bewerbsfähig, aber man will einen 
besseren Typ.

Nach unserer Auffassung, die 
übrigens von den verantwortlichen 
Stellen der Bundesrepublik geteilt 
wird, sind zur Zeit zwei Typen 
fortgeschrittener Konverter von 
besonderem Interesse: zunächst die 
Schwerwasser-moderierten Reakto­
ren. In Deutschland entwickelt die 
Firma Siemens einen solchen Reak­
tor; das Projekt der Atomkraft 
Bayern GmbH für einen 100 MW

Reaktor in Niederaidibach an der 
Isar. Auch der von der EURATOM- 
Kommission in ihrer eigenen For­
schungsstelle, in Ispra, entwickelte 
ORGEL-Reaktor ist ein Schwer- 
wasser-moderierter Reaktor.

Die andere Reaktor-Entwicklung, 
die wir auch als erfolgverspre­
chend ansehen, ist die des gasge­
kühlten Hoditemperatur-Reaktors. 
Ein Reaktor diesen Typs wird im 
Auftrag der Arbeitsgemeinschaft 
Versuchsreaktor GmbH von der 
Gruppe BBC-Krupp unter Beteili­
gung von EURATOM in Jülich im 
Rheinland gebaut. Die Europäische 
Kernenergieagentur, die nicht nur 
unsere sechs Länder, sondern auch 
die übrigen zur OECD gehörenden 
Länder — insbesondere Großbri­
tannien — zusammenschließt, ent­
wickelt und baut in W infrith- 
Heath in Großbritannien einen an­
deren Reaktor dieses Typs, den 
DRAGON-Reaktor.

W IR TSC H A FTSD IEN ST: W as hat
es mit den sog. „schnellen" Brut- 
Reaktoren auf sich? Ist das eine 
Weiterentwicklung der je tzt zur 
industriellen Reife gekommenen 
Reaktortypen?

M IC H A E LIS : In der Tat ist dies 
so. Die Ihnen bisher genannten 
Reaktoren sind sog. Konverter.

Der wesentliche Teil der gewonne­
nen Energie stammt aus der Spal­
tung des eingesetzten Urans. Bei 
diesem Prozeß entsteht aber ein 
Spaltprodukt, das erst 1942 ent­
deckte, in der N atur nicht vorkom­
mende Plutonium. Das Konzept des 
schnellen Brutreaktors zielt darauf 
ab, in wesentlichem Maße auch die 
Spaltenergie des im Reaktor er­
zeugten Plutoniums zu nutzen. Die 
Energieausbeute erhöht sich damit 
um wenigstens eine Potenz, mög­
licherweise sogar um das SOfache.

Für den technischen und w irt­
schaftlichen Betrieb von schnellen 
Brutreaktoren sind aber zwei Din­
ge erforderlich; Die Brutreaktoren 
müssen industriell reif sein. Der 
Erreichung dieses Zieles dienen 
die umfangreichen A nstrengun­
gen auf dem Gebiete der For­
schung und der industriellen Ent­
wicklung, die in den Vereinigten 
Staaten und in Großbritannien und 
in unserer Gemeinschaft unternom ­
men werden. Hier liegt die Ko­
ordinierung der Anstrengungen bei 
der EURATOM-Kommission. Die 
Forschung und Entwicklung selbst 
wird in dem deutschen Forschungs­
zentrum in Karlsruhe und in dem 
französischen Forschungszentrum 
in Cadarache betrieben. Sodann ist 
zu beachten, daß die Brutreaktoren

STROM ERZEUGUNGSKOSTEN DER IN DER GEMEINSCHAFT IN BETRIEB ODER IM BAU BEFINDLICHEN
KRAFTWERKE ERPROBTER BAUART

Position SEP*) SENN SIMEA KRB >) KWL») SELNI SENA KWO») EDF 3 EDF 4

Leistung MWe 48 150 200 237 240 257 266 283 4805) 480 ä)
Zeitpunkt der vor
Indienststellung Jahr 1967 1963 1963 1966 1968 1964 1966 1968 1966 1970

Gesamtanlagekosten Mill. DM 86,4 268 414,8 286,4 218,4 286,4 346,4 271,2 464«) 428,8»)
DM/kWe 1808 1784 2072 1208 912 1116 1304 968 968')

Ausnutzungsfaktor «/o 75 80 80 80 57 80 80 68 80 80
Annuität ®/o Jahr 9,3 10,56 10,56 13,2 10,24 10,56 10 11,4 8,1 8,1

Kapitalkosten Dpfg./kWh 2,56 2,70 3,13 2,28 1,74 1,68 1,90 1,69 1,11 1,03
Brennstoffkosten Dpfg./kWh 1,12 1,31 1,22 0,96 1,27 1,27 1,36 0,97 0,71 0,55
Betriebs- und
Unterhaltungskosten Dpfg./kWh 0,60 0,48 0,52 0,42 0,52 0,50 0,43 0,50 0,28 0,28
Versicherung Dpfg./kWh 0,13 0,13 0,12 0,17 0,30 0,13 0,21 0,17 0,17

Stromerzeug.-Kosten Dpfg./kWh 4,41 4,62 4,99 3,83̂ 11 3,83^) 3,45 3,82 3,37 2,27 2,03

1) Gem einsam e Unterneiimen. (D ieser Status ist auch für das KWO beantragt worden.) —  2) D ie mit e iner Beteiligung EURATOMS 
erstellten Kernkraftwerke sind unterstrichen. Die Kraftwerke EDF 1 und EDF 2 sind nicht aufgeführt. —  3j W egen der unterschiedlichen 
Berechnungsparameter w ie  Leistung, Ausnutzungsfaktor, Kapitalannuität usw. sind diese Stromerzeugungskosten nicht miteinander ve_r-
? le ichbar. — 4) Diese Kosten verstehen sich ohne Umsatzsteuer. 5) Zweites Co re . —  6) Diese Kosten verstehen sich ohne die

ranzösische M ehrwertsteuer. Diese Steuer w ird  grundsätzlich vom Strom-Endverbraucher bezahlt und ist mithin tatsächlich eine Steuer 
a u f den abgegebenen Strom (G enf 64 —  CONF/28/P/37).
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für ihren Anlauf Plutonium benöti­
gen, das seinerseits w ieder nur 
beim Betrieb von Reaktoren vom 
Konvertertyp erzeugt und im 
Wege der W iederaufbereitung von 
bestrahlten Brennstoffelementen 
gewonnen werden kann. Die Brut­
reaktor-Generation muß sich also 
zur Versorgung auf ein System 
von Konverter-Reaktoren stützen.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : W ie  fi­
n a n z iert m an  d ie se  V o rh a b e n ?

M IC H A ELIS : Der Entwicklung
von schnellen Brutreaktoren ist ein 
wesentlicher Teil der Mittel unse­
res laufenden zweiten Fünfjahres- 
programms gewidmet. Da die For­
schungsprojekte in sog. Assozi­
ierungen betrieben werden, zu de­
nen wir im allgemeinen nur 40 Vo 
beitragen — der Rest sind im w e­
sentlichen Forschungsmittel der 
M itgliedstaaten —, liegen die ge­
samten Aufwendungen für die For­
schung und Entwicklung dieses 
Reaktortyps wesentlich höher als 
der in unserem zweiten Fünfjah- 
resprogramm vorgesehene Betrag. 
W ir schätzen ihn auf ca. 800 Mil­
lionen DM pro Jahr.

W IR T SC H A FT SD IEN ST : In  wel­
chem Jahr etwa werden die schnel­
len Brutreaktoren eingesetzt w er­
den können?

M IC H A E LIS : W ir rechnen damit, 
daß schnelle Brutreaktoren zwi­
schen 1980 und 1985 industriell reif 
sein werden. Zur Zeit sind nur 
Prototypen in Betrieb und im Bau.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Sie zeich­
nen, insgesamt gesehen, recht er­
freuliche Perspektiven. Gibt es 
aber nicht auch bei der Kernener­
gienutzung eine Kehrseite der Me­
daille? W ir denken z. B. an die 
Frage des Atommülls. Stimmt es, 
daß — was man immer wieder 
hören kann — ein Kernreaktor 
auch Gefahren in sich birgt? Be­
stehen beispielsweise schon ganz 
genaue Vorstellungen darüber, was 
man mit dem Müll machen soll?

M IC H A ELIS: Der radioaktive Ab­
fall stellt zweifellos ein gewisses 
Problem dar. Betrachten wir bei­
spielsweise das Kernkraftwerk 
Gundremmingen, das mit einer Lei­
stung von 250 MW größer ist als 
die größte z. Z. betriebene Einheit 
eines konventionellen Kraftwerkes 
in Deutschland, so müssen wir da­
von ausgehen, daß das Core dieses 
Reaktors, in dem die Spaltpro­
dukte, die ja  den radioaktiven Ab­
fall darstellen, erzeugt werden, 
50 t wiegt. Diese Core-Ladung von 
50 t verbleibt etwa 3 Jahre im Re­
aktor. W as geschieht nach der Ent­
ladung des Reaktors mit dem Core? 
Nun, es wird zu einer W iederauf­
bereitungsanlage gebracht. W ir 
müssen uns vergegenwärtigen, daß 
nur ein kleiner Prozentsatz des 
Spaltstoffes beim Betrieb des Re­
aktors verbraucht und dabei in 
Spaltprodukte umgewandelt wor­
den ist und der noch nutzbare 
Spaltstoff w iedergewonnen werden 
muß. In dieser Aufbereitungsan­
lage werden — meistens nach 
einer Lagerung des Core für min­
destens einige Monate — die Spalt­

produkte vom w ertvollen Spalt­
stoff abgetrennt. Bei diesem Ab­
trennprozeß fällt dann erst der 
eigentliche Müll an. Gewichts­
mäßig — am Gewicht von 50 t der 
Core-Ladung gemessen — ist diese 
Müllmenge zwar gering, jedoch ist 
das Volumen des Abfalls, der zu­
nächst größtenteils in Lösungen 
oder Schlämmen anfällt, recht be­
trächtlich.

W as ist mit diesen Abfällen zu 
ihrer endgültigen Beseitigung zu 
tun? Ganz genaue Vorstellungen 
gibt es hierüber zweifellos noch 
nicht. Dies ist nicht w eiter verw un­
derlich; gilt es doch auf einem Ge­
biet, wo die Menschheit bisher 
noch keine Erfahrungen hat sam­
meln können, nämlich dem der 
Handhabung und sicheren Lage­
rung von Aktivitätsm engen der 
Größenordnung Million Curie, nach 
Lösungswegen zu suchen, die tech­
nologisch, hinsichtlich des Strah­
lenschutzes und nicht zuletzt vom 
wirtschaftlichen Standpunkt ge­
sehen, tragbar sind. Neu ist vor 
allem für die Techniker die Forde­
rung, daß die Einrichtungen zur 
Lagerung dieser hochaktiven Ab­
fallstoffe über säkulare Zeiträume 
dauerhaft sein müssen, bis nämlich 
die Radioaktivität der Abfälle weit 
genug abgeklungen ist.

Zur endgültigen Beseitigung des 
Atommülls sind verschiedene 
Zubereitungsverfahren entwickelt 
worden: z. B. Einschluß in Beton, 
in Glas oder in Bitumen. Für die 
langzeitliche Lagerung dieses so 
oder anders präparierten Abfalles

Neue Kontakte - Neue Ideen - Neue Produkte

i
das sind die Voraussetzungen für lliren Ver­
kaufserfolg von tieute und morgen. Der Markt 
wandelt sich, und Ihre Kunden werden an­
spruchsvoller. Vom richtigen Sortiment — 
qualitativ, modisch und preislich — hängen 
letztlich Ihr Umsatz und Gewinn ab.
Hierbei hilft Ihnen die Internationale Frank­
furter Messe. 2500 leistungsstarke Aussteller 
aus dem In- und Ausland informieren Sie

über den modischen Trend, über Neuheiten, 
über Qualitäten und Preise. Die starke Be­
teiligung von Entwicklungsländern setzt der 
Herbstmesse einen neuen Akzent.

Messe-Ausweise bei allen Industrie-und Han­
delskammern und Handwerkskammern sowie 
bei Groß- und Einzelhandelsverbänden im 
Vorverkauf billlgerl

Internationale Frankfurter Herbst-Messe 29. August-2. September 1965
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erw ägt man Sperrgebiete aut der 
Erdoberflädie, Kavernen oder auf­
gegebene Bergwerksstollen, beson­
ders Salzstödce, ja  sogar die V er­
senkung in großen Tiefen des 
M eeres w ird geprüft.

W eldie M ethode sidi durdiset- 
zen wird, hängt im wesentlidien 
von zwei Faktoren ab; den Kosten 
und den Sidierheitsaspekten. Nadi 
allgem einer Auffassung der Sadi­
verständigen besteht aber begrün­
dete Hoffnung, daß sid i diese Pro­
bleme in absehbarer Zeit lösen 
lassen, und zwar so, daß keinerlei 
Anlaß zu der Befürditung besteht, 
der radioaktive Abfall könnte die 
M ensdiheit gefährden.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : Herr Dr. 
M idiaelis, könnten Sie — quasi 
als Resümee unserer Unterhaltung 
— hinsiditlidi der zukünftigen 
Nutzung der Kernenergie einige 
Sdilußfolgerungen für die Energie- 
w irtsdiaftspolitik, zumindest der 
Gemeinsdiaft, ziehen? W eldies sind 
für Sie die w iditigsten Folgerun­
gen? Sie sagten vorhin zwar sdion, 
daß die Eingliederung der Kern­
energie in den Energiemarkt der 
Gemeinsdiaft ohne große Sdiwie-

rigkeiten vor sidi gehen wird, weil 
man die anderen Energieträger zu- 
sätzlidi immer braudien w ird — 
sei es aus tedinisdien Gründen, 
oder einfadi, weil das Angebot an 
Kernenergie sobald nodi n id it aus- 
reidien wird, und ferner, weil die 
Kernenergie nur für die Erzeugung 
von Elektrizität w irtsdiaftlidi rele­
vant sein wird. Aber trotzdem 
glauben wir, daß man zumindest 
eine Kooperation anstreben müßte, 
um zu verhindern, daß — was in 
einigen Ländern heute nodi ge­
sdiieht — unrentable Energiege­
winnungsformen aufrediterhalten 
werden.

M IC H A ELIS; Idi darf auf das zu- 
rüdtkommen, was idi zu Anfang 
feststellte. Zwei Zielsetzungen für 
die Energiepolitik stehen im Vor­
dergrund; eine möglidist sidiere 
und eine möglidist billige V ersor­
gung mit Energie. N adi unserer 
Überzeugung, die audi kaum nodi 
bestritten wird, wird die Kernener­
gie redit bilhg sein. Eine Entwidc­
lung, die nur nadi der Zielsetzung 
möglidist billiger Versorgung aus­
geriditet ist, würde in einer Ent­
widclung der Kernenergie einen 
breiteren Raum einnehmen, als wir 
vorausgesagt haben.

Audi unter dem Gesiditspunkt 
der Sidierheit der Energieversor­
gung verdient die Kernenergie, ge­
fördert zu werden. Sie ist in weit 
geringerem Maße von Einfuhren 
abhängig als — wie idi glaube ge­
zeigt zu haben — die Stromerzeu­
gung auf der Grundlage von Heizöl. 
Für die Energiepolitik ergibt sidi 
daraus die Forderung, alles zu tun 
und nidits zu unterlassen, um der 
Kernenergie den Platz im Energie­
angebot einzuräumen, der ihr wirt- 
sdiaftlidi zukommt. Dabei soll die 
heimisdie Energie, insbesondere 
die Steinkohle, in dem Umfange 
erhalten und w eiter gefördert w er­
den, als dies w irtsdiaftlidi und 
sozial gereditfertigt ist. Die Stein­
kohle soll daher w eiterhin Beihil­
fen erhalten und einen gewissen 
Sdiutz genießen. Die EURATOM- 
Kommission hat hiergegen keine 
Bedenken. Dies hat sie kürzlidi 
zum Ausdrude gebradit, denn auf 
die Konsultation der Bundesregie­
rung zu den Plänen für die Gewäh­
rung von Absdireibungserleidite- 
rungen beim Bau von Kohlekraft­
werken hat sie sidi positiv ge­
äußert. Platz an der Sonne ist für 
alle, audi wenn die Kohle w eiter­
hin gefördert wird.

^^Sozialisierung^  ̂au f privater Basis im Steinkohlen­

bergbau?

W erner Söhngen, Vorstandsvorsitzer der Rheini- 
sdien Stahlwerke und früherer stellvertretender 

Vorsitzender des Unternehmensverbandes Ruhrberg­
bau, erregte Anfang Juni mit seinem Vorsdilag Auf­
sehen, eine Bergbau-Einheitsgesellsdiaft auf privat- 
w irtsdiaftlidier Grundlage zu bilden, die zusammen 
mit anderen Maßnahmen helfen sollte, die Krise des 
Bergbaus zu überwinden.

In der Bergbau-Einheitsgesellsdiaft sollen alle beste­
henden Zedien zusammengefaßt und die jeweiligen 
G esellsdiaften entsprediend den eingebraditen Un­
ternehm enswerten beteiligt werden. Um den Zusam­
mensdiluß aller Zedien zu erreidien, hält Söhngen 
einen gesetzlidien Zwang für unerläßlich. Aber audi 
die bei der Bewertung der einzubringenden Zedien 
auftretenden Sdiw ierigkeiten erfordern seiner Mei­
nung nadi eine gesetzliche Regelung.

Zwei Ziele sollen mit dieser Einheitsgesellschaft er­
reicht werden; Erstens eine zentrale Produktions­
und Investitionslenkung sowie zweitens die Prakti­
kabilität der von Söhngen geforderten Subventions­
politik.

Der Anlaß zu diesem Plan ist die Tatsache, daß die 
Halden stetig w eiterw adisen und am Jahresende 
wahrscheinlich eine Höhe von 17 bis 18 Mill. t erreid it 
haben werden.

PRODUKTIONS- UND INVESTITIO NSLENKU NG

Zunächst also soll die Bergbau-Einheitsgesellschaft 
der Produktions- und Investitionslenkung dienen. Es 
sollen nur d i e  Zechen produzieren, die am kosten­
günstigsten arbeiten. Diese selbstverständlich erschei­
nende Forderung ist gegenwärtig keineswegs erfüllt.
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Die Besitzverhältnisse im Kohlenbergbau sind sehr 
zersplittert. Eine Überwindung dieser Zersplitterung 
stellt eine Rationalisierung dar, die die Kosten gewiß 
beträditlid i senken würde. Aber audi abgesehen von 
diesen unrationellen Besitzverhältnissen, umfassen 
die versdiiedenen Gesellsdiaften ganz versdiieden 
gut (oder sdiledit) arbeitende Zedien. Zwar wird 
innerhalb jedes Unternehmens die Produktion auf die 
kostengünstigsten Zedien konzentriert sein. Das heißt 
indessen nidit, daß die besten Zedien des g e s a m ­
t e n  Bergbaus die Kohle fördern. Vielmehr können 
alle Zedien einer Gesellsdiaft allen eines anderen 
Unternehmens kostenmäßig unterlegen sein, ohne 
aussdieiden zu müssen, da jeder Gesellsdiaft eine be­
stimmte Quote zusteht und das unterlegene Bergbau- 
unternehm en lange Zeit ohne volle Kostendedcung 
arbeiten, daß heißt von seinem Kapital zehren kann. 
Die Konzentration der Förderung auf die kosten­
günstig arbeitenden Zedien wird außerdem verhin­
dert, wenn die guten Betriebe einer Gesellsdiaft die 
dieser zustehende Quote nidit ausfüllen können und 
der für die Kohle gezahlte Preis über den variablen 
Kosten liegt. Da in diesem Falle nodi ein Teil der 
fixen Kosten gededct wird, während bei einer Still­
legung der ihnen entsprediende Betrag in voller Höhe 
den Gewinn sdimälern oder den Verlust vergrößern 
würde, ist es für das Unternehmen sinnvoll, audi mit 
der relativ sehr ungünstig fördernden Zedie weiter- 
zuarbeiten.

Das Ergebnis dieser M ißstände auf der Angebotsseite 
ist, daß der Bergbau zu überhöhten Kosten pro­
duziert, also Produktionsfaktoren versdiwendet. 
Da das Ziel w irtsdiaftlidier Tätigkeit im bestmög- 
lidien Einsatz der produktiven Kräfte besteht, ist 
eine Konzentration der Förderung unbedingt notwen­
dig. Die W iditigkeit dieser Konzentration wird ge­
genwärtig besonders an den Auswirkungen einer 
Stillegung deutlidi, die sidi aus den bestehenden V er­
zerrungen ergeben; Es können Zedien eines Unter­
nehmens stillgelegt werden, die zwar für das fraglidie 
Unternehmen Grenzzedie, die jedodi nidit marginal 
für den gesamten Bergbau sind.

Die Forderung nadi rationeller Konzentration der 
Kohleförderung ist aber nidit nur ein Gebot wirt- 
sdiaftlidier Vernunft, sondern audi deshalb von außer- 
ordentlidier Dringlidikeit, weil die Kohle mit Sub­
stituten konkurrieren muß, deren Kosten niedriger 
sind als die der deutsdien Kohle. W enn diese in der 
Zukunft überhaupt nodi einen bedeutenden Teil des 
Prim ärenergiebedarfs dedcen soll, muß jede nur denk­
bare M öglidikeit der Kostensenkung ausgenutzt w er­
den. Eine soldie Rationalisierung ist audi die Voraus­
setzung dafür, daß Investitionen dort vorgenommen 
werden, wo sie den größten Ertrag erbringen.

Die Gewähr dafür, daß die Produktions- und Investi- 
tionsentsdieidungen vom wirtsdiaftlidien Standpunkt 
aus nidit verfälsdit werden, dürfte dann am größten 
sein, wenn alle Zedien zusammengefaßt werden. 
Denn in einer Einheitsgesellsdiaft, ob in privatwirt- 
sdiaftlidier oder öffentlidier Form, spielen Besitzver­

hältnisse, Quotenzuteilungen und K apitalstärke keine 
Rolle. Es dürfte freilidi nidit leidit sein, die W ider­
stände gegen eine soldie Lösung zu überwinden. So 
sind die Eigentümer rentabler Zedien gewiß nidit an 
einer Einheitsgesellsdiaft interessiert, die das Kapital 
nivelliert verzinst.

Im Falle einer g e s e t z l i c h e n  Regelung, die Söhn- 
gen für notwendig hält, würden sidi die W iderstände 
auf die parlam entarisdie oder vorparlamentarische 
Ebene verlagern und sidi dort als W iderstand gegen 
diese Regelung äußern.

W enn eine private Einheitsgesellschaft mit so vielen 
Einsdiränkungen und Vorbehalten zustande käme, 
daß an der augenbliddichen Lage nichts oder nur 
wenig geändert würde, wäre eine Sozialisierung vor­
zuziehen. Diese jedoch scheint politisch kaum durch­
setzbar zu sein. Und wenn s i e politisch zu verw irk­
lichen wäre, könnte audi eine private Einheitsgesell­
sdiaft in sadilidi erforderlidier Form realisiert werden. 
Ganz gleidi aber, wie es um die politisdie Durdisetz- 
barkeit der wirtschaftlidi notwendigen Konzentration 
in der Kohleförderung steht: Gelingt sie nicht, ver­
säumt der Bergbau eine w iditige Rationalisierungs­
maßnahme und gefährdet die Existenz soldier Zedien, 
die andernfalls konkurrenzfähig würden oder bleiben 
würden.

B A S IS  FÜR SELEK TIV E SU BVENIIO NIERU NG

Das zweite besondere Ziel, das Söhngen mit seiner 
Einheitsgesellsdiaft verfolgt, besteht darin, die Vor­
aussetzung für die Zahlung von Subventionen zu 
sdiaffen.

Erstens ist die Ertragslage der einzelnen Zechen und 
Gesellsdiaften sehr differenziert. Auf der einen Seite 
stehen solche, die eine echt verdiente Dividende von 
20 Vo ausschütten, und auf der anderen jene, die hohe 
V erluste aufweisen. Die individuelle Bemessung der 
Subventionen wäre w ahrsdieinlidi ein komplizierterer 
und langwierigerer Vorgang, als er notwendig ist, 
wenn eine einheitliche Gesellsdiaft die Ertragslage 
darzulegen hat und danadi die Subventionen be­
stimmt werden können.

Zweitens aber, und dies ist entsdieidender, sind Sub­
ventionen, wenn sie gezahlt werden sollen — die 
Entsdieidung darüber ist ein politisdier Akt —, so zu 
gewähren, daß das gewünschte Ziel mit einem mög­
lichst geringen Betrag erreicht wird. Das wiederum 
kann nur gesdiehen, wenn die Differenz zwisdien 
(niedrigeren) Gesamterträgen und (höheren) Gesamt­
kosten möglidist gering ausfällt, die Produktion also 
bei gegebenem Preis möglidist kostengünstig erfolgt. 
Am kostengünstigsten nun wird, wie vorher darge­
legt wurde, die Kohle in der bestehenden Situation bei 
zentraler Produktionslenkung gefördert. Ob dies auf 
privatw irtsdiaftlidier oder sozialisierter Basis ge- 
sdiieht, ist gleichgültig.

Gegen den Söhngen-Plan ist nun eingewandt worden, 
daß ein den gesamten Bergbau umfassendes Mammut­
unternehm en die Gefahr bürokratischer Sdiwerfällig-
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keit in sich berge. Dagegen muß gesagt werden, daß 
es M ammutgesellsdiaften in einer soldien Größen­
ordnung durchaus in funktionsfähiger Form gibt. Zum 
anderen aber ist eine zentrale Koordination unbe­
dingt notwendig. W e n n  dadurdi ein größerer V er­
waltungsaufwand verursacht wird, so ist dieser als 
unumgängliches K orrelat zur zentralen Produktions­
lenkung vollauf gereditfertigt.

Als vorläufiges Ergebnis kann festgehalten werden, 
daß die der privaten Einheitsgesellsdiaft zugedaditen 
Funktionen aus wirtschaftlichen Gründen ausgeübt 
w erden müssen und daß es kein Instrument gibt, das 
diese Aufgaben besser zu lösen vermöchte.

P R IV A T E  EINH EITSG ESELLSC H AFT ODER SOZIALISIERUNG?

Dennoch muß gefragt werden, ob die Form der p r i ­
v a t e n  Bergbau-Einheitsgesellsdiaft die beste ist. 
A priori gibt es keinen Grund, die private Gesell­
sdiaft zu befürworten oder abzulehnen bzw. statt des­
sen ein öffentliches Unternehmen, d. h. die Soziali­
sierung, zu fordern. Das in der Presse immer wieder 
vorgebradite Argument, der Söhngen-Plan sei schon 
deshalb verwerflich, weil er der Sozialisierung be­
drohlich nahekomme und ihr vielleidit gar vorarbeite, 
zeugt nur von ideologisdier Blindheit und beinhaltet 
keine sachliche Aussage. Geprüft werden muß viel­
mehr, was volkswirtsdiaftlich zweckmäßig ist.

An der privaten Bergbau-Einheitsgesellsdiaft sind die 
Einbringer gemäß den W erten der eingebraditen Be­
triebe beteiligt. Eine Kapitalhingabe ist nur interes­
sant, wenn das Kapital verzinst wird. Söhngen fordert 
deshalb, daß eine Verzinsung zu erfolgen habe. Da die 
Einheitsgesellsdiaft seiner Meinung nadi nur einen 
negativen Erfolg erzielen kann, ist die Zinszahlung 
durch Subventionen zu ermöglichen. Damit trägt der 
Steuerzahler den Zins, den der private Kapitaleigner 
erhält.

Im Normalfall zahlt ein Privatunternehm en nur dann 
einen Zins auf das Kapital, wenn es einen Gewinn 
erwirtschaftet hat. W eshalb die Bergbau-Einheitsge­
sellschaft einen Zins zahlen soll, ist grundsätzlidi 
nicht erklärbar. Das Postulat Söhngens, jeder habe 
Anspruch auf Zins, läßt sich ökonomisch nidit redit- 
fertigen. Da ein Privatunternehmen seine Gewinne 
nicht an den Steuerzahler aussdiüttet, läßt sidi auch 
nicht ohne w eiteres begründen, weshalb — wenn es 
mit Verlust arbeitet — dieser auf den Steuerzahler 
abgewälzt werden sollte.

W er w ürde demgegenüber belastet werden, wenn der 
Bergbau sozialisiert würde? Bei der Sozialisierung 
übernimmt der Staat von den privaten Kapitaleignern 
die Verm ögenswerte und zahlt letzteren eine Ent­
schädigung. W enn diese Entschädigung dem „riditi­
gen“ U nternehm enswert entsprechend vorgenommen 
wird — auf die Schwierigkeiten der Bewertung kann 
hier nicht eingegangen werden ~ ,  würde sie in dem 
Maße niedriger ausfallen, in dem das Unternehmen mit 
Verlust arbeitet. Der kapitalisierte Verlust vermin­

dert ja  den Substanzwert der Unternehmung. Es folgt 
daraus, daß in diesem Falle die Unternehmer den 
Verlust zu tragen hätten, nicht aber der Steuerzahler. 
Da sich im Verlust das unternehmerische Risiko mani­
festiert, wäre die Belastung der Unternehmer durdi­
aus angemessen.

Zweifelhaft ist allerdings, ob die Bewertung wirklidi 
„richtig" erfolgen würde, da die Sozialisierung gesetz­
lich geregelt werden müßte und die beteiligten Unter­
nehmer oder sym pathisierenden Gruppen eine soldie 
Bewertung durdizusetzen sudien würden, die die Ent­
schädigung möglichst hoch ausfallen ließe. Je  erfolg­
reicher die pressure groups wären, desto größer 
würde die Belastung des Staatshaushaltes, letztlich 
also des Steuerzahlers, sein. Bei voller Überwälzung 
ergäbe sidi zwisdien Subventionierung und Soziali­
sierung nur nodi insofern ein Unterschied, als die 
zeitliche Belastung des Haushalts differieren würde. 
Da der Steuerzahler bei der Sozialisierung keinesfalls 
stärker belastet wird als bei der Subventionierung 
einer privaten Einheitsgesellschaft und bei einer So­
zialisierung in all den Fällen besser gestellt sein 
würde, in denen sich die Verlustsituation des Berg­
baus auf die Entschädigung auswirkt, wäre aus ver­
teilungspolitischen Gründen eine Sozialisierung vor­
zuziehen.

Dieses Urteil gilt jedoch nur, wenn kein gesam twirt­
schaftliches Interesse an der Aufrechterhaltung des 
Bergbaus besteht. Ist es volksw irtsdiaftlidi — z. B. 
wegen der Ungewißheit über die künftige Energie­
nachfrage, d. h. also aus Gründen einer gewissen 
Sidierheit — wünsdienswert, daß der Bergbau bis zu 
einem bestimmten Grade erhalten bleibt, und kann 
er in diesem Umfang nur erhalten werden, wenn er 
wirtsdiaftspolitisch gestützt wird, dann ist die private 
Einheitsgesellsdiaft mit Subventionierung der Sozia­
lisierung vorzuziehen, sofern die Entschädigung der 
Kapitaleigner nach dem „richtigen“ Unternehmens­
w ert erfolgt. Denn die Kosten, die den Preis über­
steigen, der den W ettbewerb der Kohle mit ihren 
Substituten bzw. mit im portierter Kohle erlaubt, stel­
len die Kosten der Sicherheit dar und sind von der 
Allgemeinheit zu tragen, nicht aber vom Unterneh­
mer. W ird die Entsdiädigung hingegen auf Grund 
einer Bewertung vorgenommen, die eine Verzinsung 
des Kapitals berüdcsiditigt, sind beide A lternativen 
gleidiwertig. Leichter zu verw irklidien dürfte in die­
sem Falle aber die Subventionierung sein.

EINH EITSG ESELLSCH AFT  

K E IN E  LÖSUNG D ES ENERG IEPRO BLEM S

Die von Söhngen vorgeschlagene privatwirtschaftliche 
Einheitsgesellschaft ermöglicht also eine rationelle 
Konzentration der Produktion und eine sinnvolle Len­
kung der Investitionen. Außerdem schafft sie die Vor­
aussetzung für eine Subventionierung des Bergbaus. 
W ieviel jedoch produziert und zu welchen Preisen es 
abgesetzt werden soll, bleibt völlig offen. Hier aber 
liegt das größte Problem; Die Nadifrage nimmt das
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produzierte deutsche Kohleangebot zu kostendecken­
den Preisen nidit auf. Das billigere Heizöl erobert 
als Substitut der Kohle einen immer größer werden­
den Teil des Energiemarktes, obwohl es mit Heizöl­
steuer belastet ist, zur „Selbstbesdiränkung“ bei der 
Expansion gezwungen wurde und die Importe lizen­
ziert worden sind. Die am erikanisdie Kohle ist we­
sentlidi billiger als die deutsdie und wird nur durdi 
einen Sdiutzzoll vom deutschen M arkt ferngehalten. 
Auch die übrigen wirtschaftspolitisdien Interventio­
nen zugunsten der Steinkohle haben an der Tatsache, 
daß sie in dem geförderten Umfang nidit abgesetzt 
werden kann, nichts geändert. Eine forcierte Ratio­
nalisierung kann den Bergbau entlasten. Sie reidit 
aber nicht aus, das Problem zu lösen. Söhngen sdilägt 
deshalb w eiter vor, die Förderung zu reduzieren, die 
Preise zu senken und zusätzliche Subventionen zu 
zahlen.

Die Kohleförderung muß in der Tat erheblich einge­
schränkt, d. h. die submarginalen Zechen müssen still­
gelegt werden. Söhngens Behauptung, daß der ge­
sam te Bergbau submarginal sei, entspridit nicht den 
Tatsachen. Einmal sind rentable Zechen bekannt und 
zum anderen weiß man, daß es für die deutsche Kohle 
bestimmte Verwendungsbereiche und/oder Regionen 
gibt, in denen sie allen Konkurrenzerzeugnissen über­
legen ist. Das wird auch aus dem auf Beschluß des 
Bundestages erarbeiteten Energiegutachten von Ende 
1961 deutlich. Selbst wenn die Zahlen dieses Gut­
achtens nach den zwischenzeitlich gewonnenen Erfah­
rungen korrigiert werden müssen, bleiben sie doch 
als Tendenzwerte aufschlußreich: Im für den deut­
schen Bergbau ungünstigsten Fall, d. h. bei völliger 
Liberalisierung der Energiepolitik, haben die Gut­
achter für 1975 einen Mindestabsatz an heimischer 
Steinkohle von 85 Mill. t  errechnet. Das aber heißt 
doch wohl, daß d i e s e  Kohle konkurrenzfähig ist 
und die Preise die Kosten decken. Die Behauptung, 
der Steinkohlenbergbau werde bei einer liberalen 
Politik zugrunde gehen, ist ganz einfach falsch.

Von seiten der Unternehmer wird gegen die Still­
legungsaktionen, gegen das „Gesundschrumpfen" des 
Bergbaus, einmal eingewendet, daß die deutschen 
Zechen die leistungsfähigsten in Europa seien, wobei 
die Leistungsfähigkeit an der Schichtleistung gemes­
sen wird. Dazu ist nur zu sagen, daß die leistungs­
fähigste Produktion nichts nützt, wenn die Nachfrage 
sie nicht aufnimmt. Auf der gleichen Ebene wie das 
Argument der Unternehmer liegt die von der Ge­
werkschaft verfochtene These, daß man „mit seinen 
Pfunden wuchern“ müsse. ') Kohlevorräte haben nur 
dann einen wirtschaftlichen W ert, wenn eine Nach­
frage für sie besteht. Zum anderen wird behauptet, 
daß eine Stillegung mit steigenden Kosten verbun­
den sei. Dabei weist man auf die hohen fixen Kosten 
hin. Diese Rechnung der Unternehmer dürfte kaum 
stimmen. W enn ein Unternehmen eine Zeche stillegt, 
darf es die K apitalverluste und Bergschädenrisiken 
dieser Zeche nicht als fixe Kosten der Förderung einer

1) V g l. d a s  In te rv ie w  m it dem  V o rs itz e n d e n  d e r  In d u s tr ie g e w e rk ­
schaft B erg b a u  u n d  E n e rg ie , W a lte r  A r e n d t ,  in :  W IR T ­
SCH A FTSD IEN ST, 45. J g .  (1965), H . 1, S . 7 ff.

anderen Zeche anlasten. Diese Beträge stellen Ver­
luste der Unternehmen dar und sind als solche in der 
Gewinn- und Verlustrechnung zu buchen, können 
aber nicht in die Preiskalkulation eingehen.

Genauere Angaben über die Kohlenmenge, die Söhn­
gen aus der heimischen Produktion für absetzbar 
hält, macht er nicht. Er sagt richtig, daß die unge­
fähre Menge erst genannt werden könne, wenn das 
Konzept der künftigen Energiepolitik bekannt sei. 
Tatsächlich setzt die W irtsdiaftspolitik mit Protektion 
und Subvention den Rahmen, innerhalb dessen sich 
Preis und Menge aller Energieträger einspielen. Je 
umfangreicher die protektionistischen Maßnahmen 
sind, desto höher kann der Kohlepreis liegen, desto 
größer ist trotz des hohen Preises der Absatz der 
Kohle. W ird dagegen größeres Gewicht auf die Sub­
ventionierung gelegt, so kann der Kohlepreis relativ 
niedrig festgesetzt werden. Der Absatz der Kohle ist 
in diesem Falle wiederum relativ groß, da die Kohle 
ebenso wie bei der Protektion gegenüber den Kon­
kurrenzprodukten begünstigt wird.

Den Äußerungen Söhngens läßt sich aber entnehmen, 
daß er den Bergbau sehr weitgehend erhalten möchte. 
Er vertritt die Meinung, daß auch die Bergbau-Ein- 
heitsgesellschaft mit Verlust arbeiten werde, und for­
dert — bei gleichzeitiger Preissenkung, die den Ab­
satzbereich erweitern soll — hohe Subventionen. Da 
bei gegebenem Preis die Subventionen mit zunehmen­
der Fördermenge steigen, deutet dies bereits auf den 
Wunsch nach weitgehender Erhaltung hin. Außerdem 
sägt er, daß im Jahre 1975 u. U. eine Jahresförderung 
erforderlich sei, die über 140 Mill. t hinausgehe.

Im Energiegutachten wird für 1975 ein Steinkohlen­
verbrauch von 156 Mill. t geschätzt, der aber bei 
einem größeren Heizölaufkommen als den der Koh­
leverbrauchsschätzung zugrunde liegenden 71 Mill. t 
SKE absinken kann. (Inzwischen hat sich herausge­
stellt, daß das Heizölaufkommen größer sein wird; 
allerdings ist auch der Gesamtenergieverbrauch ge­
stiegen.) Söhngen fordert damit praktisch, daß zumin­
dest der gesamte — wirtschaftspolitisdi gesteigerte — 
Kohlenbedarf durch die heimische Kohlenförderung zu 
decken ist.

Da der künftige Energiebedarf nicht genau voraus­
gesagt werden kann und damit ebenfalls nicht, wie­
viel Steinkohle in Zukunft benötigt wird, ist es zweck­
mäßig, die Kohleförderung in größerem Maße auf­
rechtzuerhalten als unter W ettbewerbsbedingungen 
möglich. Die damit verbundenen erhöhten Kosten sind 
als Preis für die Sicherheit hinzunehmen. Der Preis 
kann in  Form von Subventionen entrichtet werden. 
Es scheint aber, daß die Interessengruppen mehr ver­
langen als dieses Minimum. Das wirtschaftspolitische 
Ziel des wirtschaftlichen W adistums und sozialen 
Fortschritts, das an der Entwicklung des Sozialpro­
dukts gemessen wird, wird damit außer acht gelassen, 
da die Produktionsfaktoren nicht in den produktiv­
sten Verwendungsarten eingesetzt werden und somit 
das Sozialprodukt nicht im möglichen Ausmaß steigt.

Ernst Niemeyer, Hamburg
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Krise der Entwicklungshilfe?

Konsolidierung der Entwicklungspolitik ist notwendig

Die Frage des ,Ob" der Entwicklungspolitik ist 
heute w eitgehend unumstritten, denn die Notwen­

digkeit einer Entwicklungshilfe ist heute allgemein 
anerkannt. Die Entwicklungsländer können sich aus 
eigener Kraft nur unzureichend selbst helfen, denn 
das Bild von Münchhausen, der sich am eigenen Zopf 
selbst aus dem Sumpf zieht, existiert nur als Geschichte. 
Es ist zwar richtig, daß sowohl die „armen" als auch 
die „reichen" Länder jährlich im Durchschnitt ihr 
Volkseinkommen um über 4 “/o erhöhen. Da aber das 
Bevölkerungswachstum in den Entwicklungsländern 
sehr viel stärker ist als in den Industrieländern, sinkt 
das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen in den Entwick­
lungsländern ständig w eiter ab. Das Einkommensge­
fälle zwischen „arm" und „reich" in der W eltwirt­
schaft nimmt somit zu. Diese Einkommensdisparität 
ist ein sozialer und politischer Unruhefaktor für den 
W eltfrieden. Verschärft wird die Labilität vor allem 
durch die Q uantität dieses Phänomens, denn zwei 
Drittel der Menschheit leben in Entwicklungsländern, 
und ihnen stehen nur 14 °/o des Welteinkommens zur 
Verfügung.

Da, wie gesagt, die Überzeugung der Entwidclungs- 
notw endigkeit allgemein vorhanden ist und alle Indu­
strieländer einen mehr oder weniger umfangreichen 
Entwicklungsbeitrag leisten, besteht die große Gefahr, 
daß die Selbstzufriedenheit mit der geleisteten Ent­
wicklungshilfe w eiter zunimmt. Die vielen Festreden 
zu diesem Thema und über dieses Thema sind nur 
ein Ausdruck dieser Haltung. Eine Steigerung der 
Entwicklungshilfe sowohl nach Umfang als auch nach 
W irksam keit wird vielfach heute nur noch am Rande 
diskutiert. Möglicherweise wird daher die Entwidc- 
lungshilfe zu einer bloßen Institution und damit zu 
einer reinen Routineangelegenheit, ohne daß eine 
notwendige Phantasie ihr neue Impulse verleiht. So 
gesehen steht die Entwicklungspolitik an einem Kreuz­
weg. Sie muß quantitativ  und qualitativ verbessert 
werden, weil trotz geleisteter Entwicklungshilfe die 
Einkommensdisparität w eiter zugenommen hat. W enn­
gleich auch berücksichtigt werden muß, daß ein Teil 
der Leistungen für die Infrastruktur und für das 
Bildungswesen verw andt worden und daher ein­
kommensmäßige Effekte aus diesen Bereichen noch 
nicht in vollem Umfange meßbar sind. Die Entwick­
lungspolitik muß nunmehr konsolidiert werden. Vor 
allem müssen allgem eingültige Leitsätze und präzis 
festgelegte Forderungsbeträge festgesetzt werden. 
Diese Konsolidierung darf aber nicht im statischen, 
sondern nur im dynamischen Sinne verstanden w er­
den, denn was heute richtig ist, kann morgen schon

falsch sein. Der w eitverbreitete Pragmatismus der 
Entwicklungshilfe muß ersetzt w erden durdi eine vor­
ausdenkende Förderungsmethodik.

ENTW ICKLU NG SPOLITIK IS T  K E IN E  ISO L IE R T E  PO LITIK

Entwicklungshilfe ist W eltwirtschaftspolitik und W elt­
friedenspolitik. Sie ist zugleich aber auch nationale 
Außenpolitik, nationale W irtschaftspolitik und sogar 
ausgesprochene Innenpolitik, nämlich immer dann, 
wenn sie sich in Konkurrenz zu anderen staatlichen 
Maßnahmen befindet. Diese Komplexität der Entwick­
lungspolitik gebietet es, die Entwicklungspolitik in 
einem gesonderten Ressort zusammenzufassen, weil 
nur dadurch der Kompetenzkonflikt der Entwicklungs­
politik mit anderen Maßnahmen ausdiskutiert werden 
kann. Außerdem werden nur dadurch die Entschei­
dungswege kürzer und die W irksam keit der Entwick­
lungshilfe gesteigert. In der Bundesrepublik ist aus 
dieser Tatsache nur sehr spät die Konsequenz gezo­
gen worden, denn ressortmäßig selbständig wird die 
Entwicklungspolitik erst seit 1961 betrieben. In die­
sem Zusammenhang darf auf die Denkschrift des 
Rechnungshofes verw iesen werden, nach der 252 In­
stitutionen mit der Entwicklungshilfe in der Bundes­
republik befaßt sind. Die Folge dieser Kompetenz­
zersplitterung ist ein hoher Leerlauf, so daß eine 
verwaltungsmäßige Rationalisierung mehr als über­
fällig erscheint. Daher ist es dringend notwendig, die 
Zuständigkeit des Entwicklungsministeriums zu stär­
ken und zugleich die Zusammenarbeit mit den ande­
ren Ressorts zu verbessern. Mehr als weltfremd mutet 
es an, wenn nunmehr im Auswärtigen Amt Pläne dis­
kutiert werden, die Entwicklungshilfe der Außen­
politik unterzuordnen, denn aus dieser Erörterung 
wird deutlich, wie wenig die Komplexität der Ent­
wicklungspolitik verstanden wird. Im übrigen hätte 
gerade das Auswärtige Amt einen einleuchtenden 
Grund, zu überlegen, wie sein Beitrag zur Entwick­
lungspolitik verbessert werden kann. Außenstellen 
der deutschen Entwicklungspolitik sind die diplomati­
schen V ertretungen in den Entwicklungsländern. Von 
ihnen sind Vorschläge über Art, Umfang und Ände­
rung der geleisteten Entwicklungshilfe zu erwarten. 
W ie wenig diese Aufgabe verstanden wird, wird 
allein daraus deutlich, daß immer wieder Angehörige 
des auswärtigen Dienstes routinemäßig versetzt w er­
den, oftmals schon nach 3 Jahren. Es ist ernsthaft die 
Frage zu stellen, wie das Personal der diplomatischen 
V ertretungen Land und Leute kennenlernen soll, 
wenn immer wieder eine kurzfristige Versetzung 
droht. Kann für diese kurzfristige Versetzung an sich
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noch einiges Verständnis aufgebracht werden, so muß 
dieses Verständnis fehlen, wenn Versetzungen aus 
Industrieländern und Entwicklungsländern vorgenom­
men werden, so zum Beispiel von Nordamerika zum 
Nahen Osten oder von Nordeuropa in den Fernen 
Osten oder umgekehrt. Dieses Prinzip sollte auch 
einmal unter dem Gesichtspunkt einer größeren W irk­
samkeit der Entwidclungspolitik diskutiert werden, 
denn die bisherige Praxis macht deutlidi, daß die 
Entwidclungspolitik noch nidit in das Bewußtsein der 
Außenpolitik gedrungen ist.

Audi eine bessere Koordinierung der deutschen Ent­
wicklungshilfe mit den Entwicklungsleistungen der 
EWG ist dringend erforderlich. Zwar ist die EWG- 
Kommission ebenfalls Mitglied der OECD, jedoch 
reicht diese Koordination nicht aus, weil hier gleich­
sam Entscheidungen koordiniert werden. Zweckmäßig 
ist es, schon die Planungen abzustimmen, und hierfür 
ist eine bessere bilaterale Koordination zwischen 
deutscher Entwicklungshilfe und Entwicklungshilfe der 
EWG unerläßlich. Das, was mit dem französischen 
Schlagwort unter „Europäisierung“ der französischen 
Kolonialpolitik verstanden wird, sollte Anlaß sein, zu 
durchdenken, wie — wenn auch nicht institutioneil, 
so doch verfahrensmäßig — eine bessere deutsche 
Interesseneinordnung erreicht werden könnte.

ENTW ICKLUNGSHILFE M USS GLAUBWÜRDIG SEIN

Obgleidi die Entwicklungshilfe sehr nachhaltig zur 
wirtschaftlichen Entwicklung in den Entwicklungslän- 
derrf beigetragen hat, ist der Lebensstandard dort 
weniger als in den Industrieländern gestiegen. Allein 
diese Tatsache sollte die Entwicklungshilfe so stark 
bestimmen, daß sie zumindest in ihrer Leistung kon­
stant gehalten werden müßte. Dies wäre die Mindest­
anforderung, denn auch eine konstante Leistung wird 
nidit ausreichen, die Einkommensdisparität zu min­
dern, so daß von der Natur der Sache her eine nach­
haltige Steigerung notwendig ist. Tatsächlich ist die 
geleistete Entwicklungshilfe, seit sie 1961 ihren 
Höchststand erreicht hatte, 1962 zurückgegangen und 
seither etwa gleich geblieben. Das gleiche Volumen 
wurde aber nur erreicht, weil 1963 die USA und 1964 
die Bundesrepublik ihren Beitrag erhöhten. Der Bei­
trag der Bundesrepublik ist aber schon 1965 wiederum 
um 100 Mill. gekürzt und gleidifalls sind auch die 
Bindungsermächtigungen um 150 Mill. reduziert wor­
den. Eine solche Haltung ist natürlich wenig überzeu­
gend, weil erst im Jahre 1964 auf der W elthandels­
konferenz die Industrieländer zugesagt haben, jäh r­
lich 1 “/» des Bruttosozialproduktes an Entwicklungs­
hilfe bereitzustellen. Für die Entwicklungsländer ist 
die Reduzierung der Entwicklungsleistung nicht nur 
enttäuschend, sondern deprimierend. Den Entwick­
lungsländern ist die W irtschaftssituation in ihren 
eigenen Ländern natürlich mindest ebensogut be­
kannt wie uns, und sie müssen aus der Reduzierung 
der Entwidclungsleistung der Industrieländer nur den 
Schluß ziehen, daß es mit der Entwicklungshilfe nicht

mehr so ernst gemeint sei. Die Glaubwürdigkeit der 
Entwicklungshilfe leidet zweifellos darunter, wenn 
die Beträge absolut gekürzt werden.

Im übrigen bedeutet die Kürzung der Entwicklungs­
hilfe nicht nur eine einfache Prioritätsverschiebung, 
sondern eine potenzierte — weil nämlich das Haus­
haltsvolumen aller Industrieländer w eiter gewachsen 
ist und somit die Entwicklungshilfe nicht nur nicht den 
gleichen Betrag wie in den V orjahren umfassen 
müßte, sondern um die allgemeine Zuwachsrate hätte 
aufgestockt werden müssen. Diese Praxis macht sehr 
deutlich, wie wenig die Bedeutung der Entwicklungs­
politik in der allgemeinen Prioritätsskala gewertet 
wird. Für die Entwicklungsländer ergibt sich auf je ­
den Fall das Gefühl, daß die Geberländer die Ent­
wicklungshilfe nicht so wichtig nehmen. Ein Zweifel 
an der Glaubwürdigkeit der Entwicklungspolitik ist 
aber das Ärgste, was eintreten könnte. Denn hier­
durch wird vor allem der Entwidclungselan in den 
armen Ländern beeinträchtigt und damit eine wesent­
liche Voraussetzung für die Entwicklungsdynamik 
genommen.

ENTW ICKLUNGSHILFE IS T  N IC H T NUR EIN E  
F IN A N ZIE LLE  ANG ELEG ENH EIT

Entwicklungshilfe ist nicht nur Geldhergabe, sondern 
auch W issensvermittlung und vor allem Handelsför­
derung. Die finanzielle Entwicklungsförderung und 
auch die W issensvermittlung sind heute in das Allge­
meinbewußtsein einer Entwicklungspolitik gedrungen. 
Sie sind auch mit Einschränkungen verhältnismäßig 
gut entwickelt. Allerdings ist auch bei der Vermitt­
lung des „know how" der Stein des W eisen noch 
nicht gefunden, insofern nämlich, als ein eindeutiges 
Konzept, wie das W issen verm ittelt werden soll, noch 
nicht gefunden worden ist. Es wird heute sowohl im 
Industrieland als auch im Entwicklungsland ausgebil­
det. Dafür gibt es ein grobes Kriterium, das etwa wie 
folgt unterscheidet; Spitzenkräfte sind im Geberland 
auszubilden, ausführende und handwerkliche Fertig­
keiten sind im Nehmerland zu vermitteln. Leider er­
weist sich diese Richtschnur immer wieder als fehler­
haft. Gerade bei der Ausbildung im entwickelten 
Land ergeben sich vielfach Schwierigkeiten bei der 
beruflichen Integration, weil nicht selten aus den In­
dustrieländern falsche Leitbilder mit überbracht wer­
den. Daß, um nur ein Beispiel zu nennen, in den In­
dustrieländern ausgebildete Ärzte nicht als Arzt tätig 
sein wollen, sondern als Gesundheitsminister, ist lei­
der keine Fabel. Eine falsche, nicht zweckbezogene 
berufliche Integration ist die Folge. Die W irksamkeit 
der Entwicklungshilfe wird in diesen Fällen zweifels­
frei in Frage gestellt. Dies scheint eine der großen 
Fehlentwicklungen in der W issensvermittlung zu sein, 
und es ist mehr als überfällig, daß für die W issens­
vermittlung situationsbezogene und wirksamere 
Grundsätze aufgestellt werden.

Die sogenannte Handelsförderung als ein Instrument 
der Entwicklungspolitik wird bis heute nur in ganz 
geringem Umfange eingesetzt. In der Handelspolitik 
gelten noch immer wenig altruistische Motive. Slogan­
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mäßig könnte man sogar formulieren: Es is t dringend 
eine Entwicklungshilfe für die Handelsförderung not­
wendig. Der sogenannte Agrarprotektionismus nidit 
nur im nationalen Rahmen, sondern seit einiger Zeit 
audi im übernationalen Rahmen in der EWG, die 
Zollpolitik, die Erhebung von V erbraudisteuern und 
audi d er Halbwarenprotektionism us sdimälern die 
Absatzbemühungen der Entwiddungsländer in erheb- 
lidiem Maße. V or allem wird in der allgemeinen Dis­
kussion immer w ieder übersehen, daß die EWG- 
A grarpolilik nidit nur eine bloße Ersetzung des 
nationalen Protektionismus darstellt, sondern daß 
darüber hinaus der Katalog der betroffenen Agrar­
produkte ausgew eitet wurde, weil die Klimazone 
größer geworden ist. Der Agrarprotektionismus hat 
n id it nur nadi Intensität, sondern audi nadi dem Um­
fang zugenommen. H ier soll nur darauf verwiesen 
werden, daß beispielsweise die Einfuhrbelastungen in 
der Bundesrepublik für Kaffee fast 90 “/o des Ein­
standspreises ausmadien. Von den bedeutendsten 
Industrieländern hat nur nodi Italien eine höhere Be­
lastungsquote. Bei Tee beträgt die Einfuhrbelastung 
in der Bundesrepublik über 100 Vo. Die Bundesrepublik 
steht damit weit an der Spitze aller Industrieländer.

Nun ist es n id it so, daß die Bedeutung der Handels­
förderung für die Entwidilungspolitik übersehen wird. 
Im Grunde ist die Bedeutung klar erkannt. Nur die 
Folgerungen w erden aus der Bedeutung oidit gezo­
gen, weil hier eine nidit sdimerzlose Interessenklä- 
rung vollzogen werden müßte, und zwar unter einem 
doppelten Aspekt. Einmal sind die binnenwirtsdiaft- 
lidi Betroffenen als Steuerzahler an der Aufbringung 
der Entwidclungshilfe beteiligt, zum anderen werden 
durdi eine entwidclungspolitisdi bezogene Außenhan­
delspolitik die M ärkte stärker konkurrenziert. Viel­
leid it aus diesem Grunde wird die Handelsförderung 
als das große Tabu behandelt. Dadurdi wird allerdings 
das Problem n id it gelöst. Die Stunde der W ahrheit 
wird zeigen, ob es mit der systemgerediten Einord­
nung der Handelsförderung ernst gemeint ist. *)

EN TW ICKLU NG SH ILFE IS T  N IC H T NUR EINE  
AN G ELEG EN H EIT DER GEBERLÄNDER

Bei der Diskussion um eine größere Wirksamkeit der 
Entwidclungshilfe wird sehr oft übersehen, daß neben 
einer Reorganisation in den Geberländern ebenso 
widitig, v ielleidit sogar nodi w iditiger die konstruk-

1) Z u r P ro b le m a tik  e in e r  In te n s iv ie ru n g  d e r  H andelsh ilfe  v g l. d ie  
B e iträ g e  a u f  S . 362 ff. so w ie  au f  S . 383 ff.

tive Mithilfe der Nehmerländer ist. Sdion durdi die 
Tradition, durdi einen geringeren w irtsdiaftlidien Ent- 
widclungsgrad, wird sehr oft eine Entwidilungshilfe 
fehlgeleitet, die dann nidit selten gegen die Politik 
der Geberländer aussdilägt. Audi spielt das Vor­
handensein einer funktionierenden Verwaltung, die 
Sidierstellung des Steuerertrages, das Vorhandensein 
einer Infrastruktur und vor allem für Privatinvestitio­
nen ein ausreidiender Investitionssdiutz eine große 
Rolle für das Entwidclungsklima. Die Industrieländer 
haben daher auf die Struktur und auf den Entwidi- 
lungsstand und audi auf die Reditsordnung des jew ei­
ligen Entwidclungslandes Rüdcsidit zu nehmen und 
gleidisam Sdiritt für Sdiritt die Basis für eine wirk­
same Entwiddungspolitik zu sdiaffen. Praktisdi wird 
sidi audi bei den Nehmerländern die Entwiddungs- 
politik auf drei Ebenen vollziehen müssen:

1. Vermittlung von Bildung. Vor allem gilt es, das 
Analphabetentum sdirittw eise zu verringern.

2. Stärkung des Selbstinteresses. Das bedeutet, so­
weit wie nötig die Durdiführung einer Bodenreform 
und die Mobilisierung eigener Kapitalreserven durdi 
geeignete Umverteilungsmaßnahmen.

3. Situationsgeredite Produktionsförderung. Gemeint 
ist damit die Niditförderung von sogenannten Demon­
strationsobjekten oder Objekten, die auf Grund der 
Struktur oder M arktstellung artfremd sein müssen.

N atürlidi wird man die Maßnahmen der Nehmerlän- 
der nidit apodiktisdi verlangen können, aber man 
wird durdi Verhandlungen, durdi Dosierungen nadi 
Riditung und Umfang und möglidierweise durdi Aus­
setzung der Entwidilungshilfe audi die V erhaltens­
weisen in den Nehmerländern ändern können. Vor 
allem müssen die Industrieländer sidi immer vor A u­
gen halten, daß, wenn man instabile Verhältnisse 
fördert, die W irkung der Entwiddungshilfe keine 
dauerhafte sein kann, weil dann die nadifolgende 
H errsdiersdiidit die geleistete Entwidilungshilfe nur 
als Mittel zur Stabilisierung der H errsdiaft ihrer Vor­
gänger ansieht.

Vor allem werden die Industrieländer dort, wo es 
standortmäßig nidit zu verantw orten ist, vor einer 
überstürzten Industrialisierung warnen müssen, denn 
eine Industrialisierung wird nur dann einen Sinn h a­
ben, wenn sie auf eigener Rohstoffbasis aufbauen 
kann, wenn sie M ärkte für ihre Industrieerzeugnisse 
findet und wenn ein Steueraufkommen zur Finanzie-
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rung von sogenannten „Fühlungsvorteilen" (Infra­
struktur im weitesten Sinne) zur Verfügung steht.

Es versteht sich von selbst, daß das Selbstbestim­
mungsrecht auch in den Entwicklungsländern in jedem 
Fall gewahrt werden sollte. W as wir vom Ausland 
her für unsere Situation erwarten, müssen wir auch 
den Entwicklungsländern zugestehen. Entwicklungs­
völker haben oftmals eine andere Vorstellung von der 
Demokratie als entwickelte Völker. Auch sind ihre 
Vorstellungen über die Funktion des Eigentums nicht 
immer deckungsgleich mit unseren Vorstellungen. Auf 
eine radikale Änderung der Situation in den Entwick 
lungsländern sollte auf jeden Fall verzichtet werden 
Es ist in jedem  Fall zweckmäßiger, den Evolutions 
prozeß reifen zu lassen und die Entwicklungslände 
auch in dieser Hinsicht einen eigenen W eg der wirt 
schaftlichen Transformation gehen zu lassen. Zu 
großer Eifer schadet auch in dieser Hinsicht nur.

ENTW ICKLUNGSHILFE IS T  SO RG SAM  ÜND 
VORAUSSCHAÜEND EINZU SETZEN

Entwicklungshilfe ist keine Angelegenheit eines Au­
genblicks. Entwicklungshilfe ist daher auch nicht von 
der Konjunkturlage abhängig, sondern sie muß, da 
ihre W irkung nach außen gerichtet ist, eine lang­
fristige Aufgabe sein. Daher ist eine sorgfältige Vor­
ausschau für die Entwicklungspolitik notwendig. Es 
muß für eine system- und strukturgerechte Leistung 
ein Aufbringungs- und Ausgabeplan aufgestellt w er­
den, wobei klare sachbezogene Grundsätze vorhanden 
sein müssen. Diese Grundsätze müssen sowohl den 
Interessen des Geberlandes, der übrigen Geberländer, 
des Empfängerlandes und der übrigen Empfängerlän- 
der sowohl im Augenblick als auch in der Zukunft 
gerecht werden. Das bedeutet ein vielseitig abzustim­
mendes und langfristig festzulegendes Entwicklungs­
programm. Ein solches Programm ist auch die logische 
Konsequenz zu dem Beschluß der W elthandelskonfe­
renz und es zwingt überdies die Entwicklungsländer 
zu konzeptionalem Denken. Gleichzeitig verhindert 
ein solches Programm die Objektkonkurrenz zumin­
dest der westlichen Partner, und dadurch wird auch 
die sogenannte deutsche Projekthilfe, die zweifellos 
verwaltungsmäßig Vorteile hat, systemvoll in die 
S truktur und den W ettbewerb eingeordnet.

Die Aufstellung eines nationalen Entwicklungsplanes 
löst allerdings die Entwicklungshilfekonkurrenz nicht 
auf internationaler Ebene. Daher ist eine internatio­
nale Koordinierung dringend notwendig. Zwar ist die 
internationale Koordination besser geworden. Die 
OECD hat in dieser Hinsicht wesentliche Impulse aus­
gelöst. Zu verw eisen ist auf die Ergebnisse der Fi­
nanzierungskonsortien für die Türkei und Griechen­
land, aber auch auf die Finanzierungskonsortien der 
W eltbank für Indien und Pakistan. Gleichfalls einen 
Fortschritt stellen die Konsultierungsgruppen der 
OECD und der W eltbank dar. Aber alle diese Ko­

ordinierungsbemühungen haben einen entscheidenden 
Fehler, weil sie nur sachlich partiell und regional eine 
Koordination vornehmen. Selbst diese Koordination 
schließt Überschneidungen nicht aus, so daß es immer 
wieder zu einer Entwicklungshilfekonkurrenz führt. 
Dies ist von der Knappheit der M ittel her gesehen 
nicht nur bedauerlich, sondern von der Idee der Ent­
wicklungshilfe her betrachtet schädlich. Daher ist eine 
umfassende Koordinierung auf der Basis nationaler 
Entwicklungspläne dringend notwendig. Eine Arbeits­
teilung w äre in der W eise denkbar, daß zunächst in 
der OECD konsultiert und darauf aufbauend gemein­
sam projektiert wird. Die Finanzierung könnte als­
dann bei der W eltbank liegen und die Durchführung 
könnte dann wieder von der OECD überwacht w er­
den. Nur in dieser W eise ist eine lückenlose Zusam­
m enarbeit und damit eine Interessenkongruenz im 
Endzustand herzustellen.

Entwicklungspolitik ist nicht nur eine staatliche Auf­
gabe, sondern ebensosehr eine Aufgabe der Privat­
wirtschaft, der kirchlichen Organisationen und der 
karitativen Verbände. Es sollte alles getan werden, 
um auf die Erfahrungen dieser Institutionen zurück­
zugreifen und die potentielle Entwicklungsbereitschaft 
zu fördern. Zweifellos sind bereits gute Ansätze in 
dieser Hinsicht gegeben. Sie gilt es zu stärken, um 
eine möglichst breite Basis der Entwicklungsförderung 
zu finden. Einem gewissen Zweifel sind allerdings die 
bisher in der Bundesrepublik praktizierten Steuer­
erleichterungen ausgesetzt, weil diese Steuererleich­
terungen zu pauschal wirken. Aus diesem Grund wird 
es zweckmäßig sein, zu prüfen, inwieweit diese Pau­
schalwirkung in eine situationsbezogene Förderung 
umgewandelt werden kann. Außerdem sollte zusätz­
lich überlegt werden, in welcher Form auch für För­
derungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Ausbildungs­
hilfe Steuererleichterungen gewährt werden können.

Die Entwicklungspolitik ist eine der großen Gemein- 
schaftsaufgaben internationaler A rt unserer Zeit. Nur 
wenn es gelingt, die bisherigen Ansätze aufzustocken, 
auszuweiten und ihre W irksamkeit zu verbessern, 
wird das Ziel der Entwicklungshilfe, nämlich eine 
konstruktive aussichtsreiche Friedenspolitik zu betrei­
ben, erreichbar sein. Und auch nur dann wird den 
Menschen in den Industrieländern sinnvoll die Ein­
sicht verm ittelt werden können, daß ein Opfer für die 
Entwicklungspolitik einen Beitrag für die Sicherung 
der Zukunft darstellt. Dr. Hans Fahning, Bonn

Der „Gem einsam e Arabische M arkt* ist das Ergebnis 
zw anzig jähriger Bemühungen. —  Der Konvention vom
7. September 1953 zur Förderung des W arenaustau­
sches innerhalb der Staaten der arabischen Liga ge­
hören auch solche Länder an , die nicht dem „G em ein­
samen Arabischen M arkt" beigetreten sind. —  Die im 
Anhang B und C  dieser Konvention vorgesehene Z o ll­
befreiung für bestimmte industrielle Erzeugnisse tritt 
vorzeitig schon Ende 1968 (Anhang C) beziehungsweise 
Ende 1971 (Anhang B) in K raft. (In den Artikel über 
den „Gem einsam en Arabischen M arkt", Heft 6/1965, 
S. 29 1 ff., hatten sich drei Druckfehler eingeschlichen.)
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